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Entscheidungen des Keichsministers des Innern 
in Fürsorgestreitsachen1)

FV. Fürsorgestrcitvcrfalircn.

Leidet das Verfahren der ersten Reelitsstufe 
an wesentlichen Mängeln, so kann der RMdl. 
die Sache unter Aufhebung der angefochtenen 
Entscheidung zur anderweiten Verhandlung 
und Entscheidung in die erste Reelitsstufe 
zurück verweisen. OFV. Nürtingen/OFV. Neuf­
fen u. OFV. Grützingen v. 27.8. 1911. Sd. 1 
Heft 1 S. 107.

Gründe:
Linu W„ gehören am 6. September 1899 in 

Grützingen, ledig, wur von Ende Mai bis 
26. Juli 1939 im Hause des Landwirts Christoph 
Sch. in Neuffen tätig. Am 26. Juli 1939 
wurde sie von Dr. mcd. K. in das Städtische 
Krankenhuus in Nürtingen eingewiesen und 
um 22. August 1939 in die 1'ruuenklinik in 
Tübingen gebracht. Am 2. September 1939 
wurde sie entlassen. Vom 2. bis 7. September 
1939 hielt sie sich besuchsweise bei Bekannten 
auf. Dünn ging sie zu ihren Eltern nach 
Grützingen. Am folgenden Tuge wies sie, nueh 
ihrer Angube, der Vater in krankem und 
hilfsbedürftigem Zustand uus dem Hause. 
Von der Ortsfürsorgehchürdo in Nürtingen 
wurde sie sodann wieder in dus Städtische 
Krunkenhuus in Nürtingen eingewiesen. Seit 
dem 30. September 1939 ist sie in der Landes- 
fürsorgcanstult Habenhof bei Ellwungen. Die 
Kosten für den Aufenthalt im Städtischen 
Krunkenhuus in Nürtingen und in der Frauen­
klinik in Tübingen — vom 26. Juli bis 2. Sep­
tember 1939 — hat die Allgemeine Orts* 
krunkenkasse Nürtingen zum Teil und zum 
underen Teil der OFV. Neuffen übernommen. 
Die ab 8. September 1939 entstandenen 
Kosten hut der OFV. Nürtingen uls vorläufig 
fürsorgepflichtiger Verbund getragen. Er for­
dert Erstattung vom Antragsgegner zu I und, 
falls dieser nicht endgültig verpflichtet sein 
sollte, vom Antragsgegner zu 2. Die beiden

') Die Fundstellen der von Ministeriulrut 
Huppert im Vcrlug Franz Vuhlrn Herl in 1912 
heruusgegebenen Sammlung der Entscheidun­
gen des Reichsministers des Innern in Für­
sorgestreitsueben sind hinter den Leitsätzen 
angegeben.

Antragsgegner halten sich nicht für endgültig 
fürsorgepflichtig.

Durch Entscheidung vom 8. August 1940 
hat der Landrat in Nürtingen duhin ent­
schieden :

„1. Die hilfsbedürftige Linn W. hatte bei 
ihren Einweisungen in das Städtische Krunken- 
haus Nürtingen am 26. Juli und 8. September
1939 in Grützingen, Kreis Nürtingen, ihren 
gcwühnlichen Aufenthalt i. S. von § 7 Abs. 2 
FV. Ein Dienst- oder Arbeitsverhältnis i. S. 
von § 11 Abs. 1 FV. In^ während ihrer Tätigkeit 
bei Christoph Sch. in Neuffen von Ende Mai 
bis 26. Juli 1939 nicht vor.

2. Der OFV. Grützingen ist verpflichtet, dem 
OFV. Nürtingen die in der Zeit vom 8. Sep­
tember 1939 bis 31. März 1940 für die hilfs­
bedürftige W. entstandenen Aufwendungen 
zu ersetzen.

3. Die Gemeinde Grützingen hat ab 1. April
1940 den in Art. 15 des Gesetzes des Staats- 
ininisteriums zur Ausführung der Heichs- 
Verordnung über die Fürsorgepflicht vom 
27. Februur 1940 (HegHl. S. 29) näher be­
zeichnten Cemeindeunteil an den Aufwen­
dungen zu ersetzen, die dem von diesem Zeit­
punkt ab endgültig verpflichteten BFV. Nür­
tingen für die hilfsbedürftige W. entstehen.

4. Die Gemeinde Grützingen hut weiterhin 
mit sofortiger Wirkung «lie Hilfsbedürftige in 
eigene Betreuung i. S. von Abs. I Ziff. 2 und 3 
meines Hunderlasses vom 22. Juni 1910, be­
treffend Durchführung des Lundes-Fürsorge- 
grsetzes, zu übernehmen.

5. Infolge Vorliegcns besonderer Umstände 
wird die Beschwerde gemäß § 29 Abs. 2 Satz l 
FV. zugelassen.

6. Dem OFV. Grützingen wird gemäß 
Nr. 45 b GebVcrz. zur LGO. eine Gebühr von 
25 HM uuferlcgt.“

Gegen diese Entscheidung hat der Antrags- 
gegner zu 2 fristgerecht Beschwerde eingelegt 
und sie begründet.

Die Beschwerde ist, du die angefochtene 
Entscheidung sie zugelassen hut und be­
sondere Umstände voriiegen, zulässig. Sie ist 
auch begründet. Vorweg ist festzustcllen, daß 
hinsichtlich der Aktivlegitimution des Antrag-



Stellers und der Passivlegitimation der beiden 
Antragsgegner keine Bedenken bestehen. Die 
angcfochtcnc Entscheidung hat sic mit Recht 
als vorliegend angenommen, denn nach Art. 37 
des Württeinbcrgischen Landesfürsorgegeset­
zes sind insoweit — nämlich für die Zeit vor 
dem 1. April 1940 — die früheren OFV. als 
weiter bestehend anzuschcn.

Zu den einzelnen Punkten dcrEntsclieidungs- 
formcl ist folgendes zu bemerken:
'Zu 1: Die angefochtcnc Entscheidung hat 

hier lediglich eine Feststellung getroffen, 
nämlich über den gewöhnlichen Aufenthalt 
der Hilfsbedürftigen und darüber, daß ein 
Dienst- oder Arbeitsverhältnis im Sinne des 
§ 11 FV. während der Tätigkeit der Lina W. 
bei dem Landwirt Christoph Sch. in Neuffen 
nicht Vorgelegen habe. Eine solche Ent­
scheidung, die lediglich eine Feststellung über 
Voraussetzungen der endgültigen Fürsorge­
pflicht trifft, ist im fürsorgcrcchtlichen Streit­
verfahren nach der ständigen Rechtsprechung 
des BAII. nicht zulässig. Der Antrag ist im 
fürsorgerechtliehcn Streitverfahren vielmehr 
auf Erstattung der entstandenen Unterstüt­
zungskosten für die hilfsbedürftige Person 
oder auf Übernahme zu richten. Ein Antrag 
auf Anerkennung oder Feststellung der Grund­
lage der endgültigen Unterstützungspflicht
— z. B. des gewöhnlichen Aufenthalts, eines 
Arbeitsverhältnisses, der fortgesetzten Hilfs­
bedürftigkeit — ist unzulässig (vgl. Buatli- 
Kneip, Fürsorgepflicht, 12. Auflage, Bemer­
kungen zu § 38 UWG. auf Seite 483 unter b 
und die dort angezogene Rechtsprechung).

Zu 2: Dieser Teil der Entscheidung stellt 
sich lediglich als Vorabentscheidung über den 
Grund des Anspruches dar. Es kann un- 
erörtert bleiben, wieweit eine solche Vorab- 
cntschcidung nach landesrechtlichen Verfah­
rensvorschriften überhaupt zulässig ist (vgl. 
z. B. die Entsch. BAH. Bd. 87 S. 61). Nach 
allgemeinen Verfahrensgrundsätzen ist eine 
solche Vorabentscheidung jedenfalls nur dann 
zulässig, wenn sic der beschleunigten Erledi­
gung der Streitsache dient, insbesondere 
wenn hinsichtlich der Ermittlung der Höhe 
der entstandenen Aufwendungen besondere 
Schwierigkeiten cntgegenstchen. Das ist hier 
nicht der Full. Es handelt sich um eine Zeit, 
die bereits beim Erlaß der Entscheidung
— 8. August 1940 — zurück lag. Die ent­
standenen Aufwendungen ließen sich rech­
nungsmäßig mit geringer Mühe feststellen.

Zu 3: Hier hat die angefochtene Entschei­
dung sich über Rechte und Pflichten für die 
Zeit nach dein 1. April 1940 ausgesprochen. 
Insoweit — nämlich für die Zeit nach dem 
31. Mätz 1940 — fehlt aber im Hinblick auf 
Artikel 37 der NVürttembergischen Ausfüh- 
rungs-VO. zur FV. (Landesfüreorgegcsetz vom 
27. Februar 1940) dem Antragsteller die Aktiv- 
lcgitiumtion und den beiden Antragsgegnern 
die Passivlegitimation. Diese sind nach der 
angezogenen Vorschrift des Art. 37 nur für 
die Zeit vor dem 1. April 1940 gegeben. Es
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kann hiernach unerörtert bleiben, ob und 
inwieweit der zu Ziffer 3 entschiedene Streit 
überhaupt im fürsorgerechtlichen Streitver­
fahren des § 29 FV. ausgetragen werden kann 
(vgl. auch Art. 37 aaO. letzter Satz).

Zu 4: Die angefochtene Entscheidung hat 
hier die Übernahmepflicht des Antragsgegners 
zu 2 ausgesprochen. Das war nicht zulässig. 
Nach § 14 FV. kann nur der vorläufig Fürsorge 
gewährende Fürsorgeverband Übernahme des 
Hilfsbedürftigen in eigene Fürsorge des end­
gültig verpflichteten Fürsorgeverbandes ver­
langen. Diese Voraussetzungen waren schon 
zur Zeit, als die angefochtene Entscheidung 
erging, nämlich am 8. August 1940, nicht vor­
handen. Der Antragsteller war schon damals 
nicht mehr vorläufig Fürsorge gewährender 
Verband.

Die hiernach zu 1 bis 4 festgcstelltcn Ver- 
fahrcnsmängel lassen cs im Hinblick auf die 
ständige Rechtsprechung des BAH. geboten 
erscheinen, die angefochtene Entscheidung 
aufzuheben und die Sache zur anderweiten 
Vcrhandlung^und Entscheidung in den ersten 
Rechtszug zurückzuverweisen (vgl. Baath- 
Kncip, Fürsorgepflicht, 12. Auflage, Bemer­
kungen zu § 38 UWG. auf Seite 488 und die 
dort angezogene Rechtsprechung).

Es war deshulb wie geschehen zu entschei­
den. In der Sache selbst wird auch noch 
folgendes zu erörtern sein:

§ 11 FV. ist nach der Rechtsprechung des 
BAH. auch anwendbur, wenn es sich um 
einen mißglückten Arbeitsversuch handelt. 
Er kann insbesondere nueb dünn Anwendung 
finden, wenn das Arbeitsverhältnis nicht zum 
Erwerb des gewöhnlichen Aufenthalts am 
Arbeitsorte geführt hat (vgl. Buath-Kneip, 
Fürsorgepflicht, 12. Auflage, Bemerkungen zu 
§ 11 auf Seite 156 zu Ziffer 5 unter a und die 
dort nngezogenc Rechtsprechung).

FV. § 29 Abs. 2 Satz 1.
Hat im Fürsorgrstreitverfahren die in erster 

Reclitsstufe zuständige Behörde davon ab­
gesehen, die Beschwerde zuzulussen, so kann 
diese Entscheidung nicht mit der Dienstuuf- 
siclitsbeschwerde angefochten werden. BFV. 
Stadtkreis Cbburg/BFV. Reichsmessestadt 
Leipzig v. 26. 2. 1943, Bd. 1 Heft 2‘).

Gründe:
Die Frau des Hofschauspielers C. lebte mit 

ihrem Ehemann in Coburg, Bezirk des Antrag­
stellers. Nach dem Tode des Ehemannes 
fuhr sie im Juhrc 1922 nnch Amerika, um 
dort Arbeit zu suchen. Die Wohnung in 
Coburg behielt sic bei und ließ dort auch die 
Möbel zurück. Ein Teil der Wohnung wurde 
weiter vermietet und ein Teil der Möbel dem 
Sohne überlussen. Nach einer Abwesenheit 
von 12 * Jahren kam Frau C. im März 1934 
nach Deutschland zurück. Sie blieb, ab­
gesehen von einem kurzen Aufenthalt in

>) Im Druck
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Hannover, 4 Wochen in Magdeburg bei ihrer 
Schwägerin Frau G. und begab sich dann von 
Magdeburg aus zu einem einwöchigen Auf­
enthalt zu ihrer Schwester nach Leipzig und 
von dort am 18. April 1934 nach Coburg. 
Am 11. Mai 1934 fuhr sie zurück zu ihrer 
Schwester nach Leipzig, um dort eine Arbeits­
gelegenheit zu suchen. Während ihres Auf­
enthalts in Leipzig wurde sie im Oktober 1934 
hilfsbedürftig. Im Dezember 1934 kehrte sie 
nach Coburg zurück und nahm auch dort die 
öffentliche Fürsorge in Anspruch, weil sie 
keine geeignete Arbeit fand und ihre Erspar­
nisse aufgebraucht waren.

Der Antragsteller fordert Erstattung seiner 
Aufwendungen, auch der künftigen, vom 
Antrugsgegner. Zur Begründung führt er an, 
daß die Witwe C. bei ihrer Übersiedlung von 
Coburg nach Leipzig im Mai 1934 dort den 
gewöhnlichen Aufenthalt erworben habe. Die 
in Cuburg hervorgetretenc Hilfsbedürftigkeit 
sei also nur die Fortsetzung der in Leipzig 
erstmals hervorgetretenen Hilfsbedürftigkeit. 
Der Antragsgegner hält sich nicht für er­
stattungspflichtig. weil Frau C., als sic in 
Leipzig die öffentliche Hilfe angerufen habe, 
dort nicht den gewöhnlichen Aufenthalt 
gehabt habe. Sie habe vielmehr den gewöhn­
lichen Aufenthalt bei ihrer Rückkehr nach 
Coburg in» April 1934 dort begründet und auch 
durch die Reise nach Leipzig nicht auf­
gehoben. Der Antragsgegner fordert im Wege 
des Gegenantrags Erstattung der von ihm 
aufgewendeten Fürsorgekosten.

Die angefochtcne Entscheidung hat dahin 
erkannt:

„Der Antrag des BFV. Stadt Coburg, dem 
BFV. der Rcichsmcsscstadt Leipzig die Er­
stattung von Unterstiitzungs- und Fürsorge- 
uufwendungen für Katharina C. im Gesamt­
beträge von 655,85 RM, weiter die Zahlung 
von 6 v. H. Verzugszinsen von 655,85 RM ab 
1. März 1939,. die Tragung der Kosten des 
Verfahrens und schließlich die Erstattung der 
künftig bis zur Beendigung j^cr Hilfsbedürftig­
keit anfallenden Fürsorgekosten nufzucrlcgen, 
wird zurückgewiesen. Der BFV. Stndt Coburg 
ist vielmehr verpflichtet, dem BFV. der 
Ueichsmcsscstudt Leipzig entsprechend dessen 
Gegenantrag die von diesem seit 1. Januar 
1936 für Kutharina C. nufgcwcndctcn Fürsorge­
kosten in Höhe von 970,96 RM zu erstatten 
und die Kosten des Verfahrens zu tragen.

Diese Entscheidung ist endgültig.“
Diese Entscheidung ist dem Antragsteller 

unterm 1. Februar 1940 zugestellt worden. 
Mit Schreiben vom 15. Mürz 1940 hat er beim 
Sächsischen Minister des Innern in Dresden 
Dicnstuufsichtsbeschwcrde eingelegt mit der 
Bitte um Nachprüfung der getroffenen Ent­
scheidung. Der Sächsische Minister des Innern 
hat mir die Sache zur Entscheidung vorgelegt.

Der Antragsgegner hält die Dicnstaufsichts- 
beschwerde nicht für zulässig und nicht für 
begründet.

Mit dem Antragsteller ist davon auszu- 
. .gehen, daß die Beschwerde gemäß § 29 Abs. 2 , 

FV. in Füllen wie dem vorliegenden nicht 
gegeben ist. Diese steht, wie ich bereits in 
anderen Beschwerdeentscheidungen in Für­
sorgestreitsachen — z. B. in der Fürsorge­
streitsache BFV. Landkreis Niederbarnim 
gegen 1. BFV. Landkreis Greifenhagen, 2.LFV. 
Provinz Mark Brandenburg vom 7. Juni 1941 
— IV W F. Streit 147/40-7000 d — (vgl. 
Entsch. RMdl. Bd. 1 Heft 1 S. 61/62) aus­
gesprochen habe, nur dann offen, wenn die 
nach § 29 Abs. 1 zuständige Behörde in ihrer 
Entscheidung im Hinblick auf die grund­
sätzliche Bedeutung oder die besonderen 
Umstände des Einzelfalles die Beschwerde 
zuläßt. Diese Regelung ist bei der Neu­
gestaltung des fürsorgcrcchtliclien Streitver­
fahrens durch die Verordnung zur Verein­
fachung des Fürsorgerechts vom 7. Oktober 
1941 — RGBl. I S. 2002 — aus dem Grunde 
getroffen worden, damit nur Streitfälle von 
wirklich grundsätzlicher Bedeutung oder 
solche, bei denen tatsächlich besondere Um­
stände «des Einzelfalles vorlicgcn, nn die für 
die Entscheidung über die Beschwerde zu­
ständige Stelle gelangen; es sollen dadurch 
also dieser Stelle alle anderen Fälle, in denen 
weder Grundsätzlichkeit noch besondere Um­
stände des Einzclfalles gegeben sind, fern- 
gehalten werden. Der Ausspruch der in erster 
Rechtsstufc ergehenden Entscheidung, daß 
die Beschwerde unzulässig sei, ist bindend; 

-er unterliegt nicht der sachlichen Nach­
prüfung der für die Entscheidung über die 
Beschwerde zuständigen Stelle. Diese Stelle 
muß vielmehr die Beschwerde als unzulässig 
zurückweisen, wenn sie in der ersten Rechts­
stufc nicht zugelassen oder sogar ausdrücklich 
ausgeschlossen worden ist.

Der Antragsteller ist der Ansicht, trotz 
dieser Sachlage eine Nachprüfung der Ent­
scheidung dadurch erreichen zu können, daß 
er „Dienstaufsichtsbeschwerde“ eingelegt hat. 
Dieser Weg geht fehl. Bereits in meiner Ent­
scheidung BFV. Landkreis Greifenhagen gegen 
BFV. Landkreis Angcrmiindc vom 28. April 
1940 — IV W F Streit. 37/39-7000 d — (vgl. 
Entsch. RMdl. Bd. 1 Heft 1 S. 3/41) habe ich 
diese Ansicht ubgelchnt und ausgesprochen, 
daß eine Dienstaufsichtsbeschwerde, wie der 
Antragsteller sie im Auge hat, in Fällen der 
vorliegenden Art nicht gegeben ist. Eine 
Dicnstuufsichtsbeschwerde ist jedenfalls inso­
weit unzulässig, als sie an Stelle der in § 29 
Abs. 2 FV. vorgesehenen, besonders zuzu­
lassenden Beschwerde, wenn diese nicht zu- 
gelassen wird, eine Änderung der ergangenen 
Entscheidung in der Sache selbst herbeiführen 
soll. Sie ist, schon aus Gründen, die in der 
Natur der Sache selbst liegen, nicht uls zu­
lässig nnzusehen. Aus der Vorschrift des § 29 
Abs. 1 Satz 1 FV. ergibt sich, daß die er­
gangene Entscheidung, wenn die Beschwerde

>) DZW. XVII Sp. 173a.



nicht zugclasscn ist, endgültig ist. Sic er­
wächst also in formelle und —bei der Eigenart 
des Fürsorgestreitverfahrens als eines dem 
verwaltungsgerichtlichen ähnlichen Verfah­
rens — auch in materielle Rechtskraft. Schon 
durch die Bekanntgabe einer Entscheidung 
ohne Vorbehalt der Beschwerde an die Be­
teiligten erwirbt der Antragsteller, der seinen 
Antrag durchgesetzt hat, andernfalls der 
Antragsgegner, Rechte aus der Entscheidung. 
Nach anerkanntem Grundsatz des Verwal­
tungsrechts entfällt eine Dienstaufsichtsbe­
schwerde bezüglich solcher Maßnahmen, aus 
denen bereils Dritten Rechte erwachsen sind 
(vgl. M. v. Brauchitsch, Verwaltungsgcsetze 
für Preußen, 24. Auflage, Bemerkungen zu 
§ 50 auf Seite 49 unter b und Urteil des 
Preuß. Oberverwaltungsgerichts, Bd. 80 S. 250/ 
251). Eine Dienstaufsichtsbeschwerdc an Stelle 
und mit dem Ziel der Beschwerde aus § 29 
Abs. 2 FV. gibt es hiernach nicht. Wollte man 
sie zulassen, so würde im übrigen ein nicht 
unerheblicher Teil des mit der Verordnung 
zur Vereinfachung des Fürsorgerechts vom

7. Oktober 1939 angestrebten Erfolges preis­
gegeben werden. Die Zulassung würde — prak­
tisch genommen — auf eine Doppelarbeit 
hinauslaufen, die, wie schon bemerkt, mit dem 
Sinn und Zweck der Vercinfachungsverord- 
nung im Widerspruch stände und zumal 
gegenüber den Kriegsnotwendigkeiten keines­
falls tragbar sein.

Unter diesen Umständen ist für eine Ent­
scheidung in der Sache selbst kein Raum. 
Es mag als für solche Fälle allgemein geltend 
aber so viel gesagt werden, daß Zweifelhaftig­
keit der Sach- oder Rechtslage einem Für­
sorgeverband als Antragsteller (Kläger) oder 
Antragsgegner (Beklagten) allein keinen aus­
reichenden Anlaß geben kann, sich durch eine 
zu seinen Ungunsten ausgefallene, nach seiner 
Meinung unrichtige Entscheidung beschwert 
zu fühlen. Das kann um so weniger der Fall 
sein, wenn die ergangene Entscheidung im 
Hinblick auf die bestehenden Zweifel den 
Sachverhalt und die Ermittelungen unter 
Berücksichtigung der Rechtsprechung er­
schöpfend gewürdigt hat.

Sonstige Entscheidungen

Kaiiimergericht
Gesetz über das Deutsche Rote Kreuz.

Disziplinarmaßnahnien des Deutschen Roten 
Kreuzes unterliegen nicht der Nachprüfung 
durch die ordentlichen Gerichte. KG. v. 
30. 4. 1942 — 31. U. 501/52 — 230. O. 112/41.

Gründe:
Die beabsichtigte weitere Rcchtsvcrfolgung 

bietet aus den im wesentlichen zutreffenden 
Gründen des landgerichtlichen Urteils keine 
hinreichende Aussicht auf Erfolg. Es ist zwar 
richtig, daß in dem Gesetz über das Deutsche 
Rote Kreuz vom 9. Dezember 1937 (RGBl. I 
S. 13301) lediglich gesugt ist, dieses sei rechts­
fähig, und daß cs nicht als eine Körperschaft 
des öffentlichen Rechts bezeichnet worden ist. 
Auch trifft es zu, daß die Begründung des 
genannten Gesetzes erwähnt, cs handele sich 
um eine juristische Person des privaten Rechts. 
Nach der Äußerung des Reichsministers des 
Innern, der die Aufsicht über dus Deutsche 
Rote Kreuz führt, ist ihm diese Rechtsform 
aus zwingenden Gründen beigelegt worden. 
Daraus folgt indessen noch nicht, daß dus 
Deutsche Rote Kreuz in jeder Hinsicht wie 
ein privatrechtlicher Verein zu behandeln ist.

>) DZW. X S. 535.

Schon seine Schaffung durch ein besonderes 
Gesetz zeigt, daß ihm eine Sonderstellung 
zukommt. Sie ist in der Art der ihm zuge­
wiesenen Aufgaben gegründet, die vorwiegend 
im Interesse des Reichs liegen und damit 
öffentlich-rechtlicher Natur sind. Dem ent­
spricht die ganze Organisation des Deutschen 
Roten Kreuzes, das von dem Gesetzgeber 
selbst in mancher Hinsicht als öffentlich- 
rechtliche Körperschaft behandelt und auch 
im Kommentar der Reichsgerichtsräte als eine 
solche angesprochen wird. Sein Zweck und 
seine Aufguben erfordern dann auch eine weit 
straffere Disziplin, als cs bei privatrechtlichen 
Vereinen der Fall zu sein pflegt. Mit Rücksicht 
hieruuf sind eine besondere Disziplinarstraf­
ordnung und eine Beschwerdeordnung ge­
schaffen worden, durch die den Führern im 
Deutschen Roten Kreuz eine Disziplinarsträf- 
gcwalt verliehen worden ist. Deren Ausübung 
kann nun nach dem Gesagten nicht lediglich 
als die privatrechtliche Verrichtung eines 
Vereins angesehen, sondern muß als Ausübung 
einer öffentlich-rechtlichen Befugnis ange­
sprochen werden. Daraus folgt aber, daß 
Disziplinarmaßnahnien der Nachprüfung durch 
die ordentlichen Gerichte nicht unterliegen.

Da das Landgericht hiernach mit Recht die 
Kluge ubgewiesen hat, war der Klägerin das 
nachgcsuchtc Armenrecht für die Berufungs­
instanz zu versagen.

*

HaupUchriftleiter i. N.: Kurt Preiaer, Berlin-Charlottenlmrg 2, Berliner Str. 4-9.
Verlug: Carl Ilcymanna Verlag, Berlin W 8, Mauerstr..44. I Verantw. für die Anzeigen: Eridi Sdiafranek, Berlin W 15 
Dr-'A: Cnllua Druckerei KG Berlin Cliarlottenburg 2. | ZurZeit gilt Anzcigenpreialiate Nr. 3. PrintedinCennany-



ASTRALUX-TIEFENSTRAHLER
das Universalgerät der Wärmetherapie

Tiefenstrahler - Blaulicht - Wärmestrahler in 
einem Gerät I

Für die Ordination und zufolge der einfachen-Hand- 
habung und langen garantierten Lebensdauer auch 

als Leihgerät für den Patienten

Verlangen Sie Flugblatt 61 von AstralUX-Aileinvertrieb, 
Wien 50/IV, Operngasse 20. Fernruf: B 26-0-39

Lieferung nur an Ärzte — Krankenanstalten — 
Kinderheime — Parteistellen und Betriebe für 

Gefolgschaftsbestrahlung

[ ih^r Herstellung STROMu. GAS!

AuchSie helfen Energiesparen. wennSiefoI- 
gendesbeactiten/i .

lewakrlerihUHelfür

HflUT-u FUSSPFLEGE
&ußO(renv
(Kühlender Krem)

v brSrtrmm * iJunUrr der füdt.

tu- fuß Hond uMu
-Jer
u.AdiutichwnB

richtig u. sparsam verwenden.

SäSS“
KÄ'Ä!

h allen Reformhäusern erhältlich

m",zxzzsxzi,2x:?u“m

Ungehemmter
Blutkreislauf

Lieferbar 
an Ärzte' 
Spitfiler, 
Rüstungs­
betriebe Die Knicklage des 

Thonet-Siesta 
Medizlnal-Stuhles

System luckhordl DBP. 
ist nach Wissenschaft-. 
pichen Versuchen als 
optimale Ruhigstellung 
des menschlichen Kör­
pers erkannt.

litt« verlangen Sie Prospekt *10 d

GebrüderThon©t G

Wien I.Stephonsploti Thonsthoul

Stellen­
anzeigen

No:
Vol
stai

iziularlseiter
folkspfleger, mit 
tautl.Anerk., End­

dreißig, Altpg., seit 
Jahr, i.lelt. Stellg., 
sucht entBpr. Wir- 
kungakrs. I.Partel­
oder Staatsdienst. 
Ang.erb.unt.E4895 
a. d. Exp. d. ltlattes, 
Berlin W 8, Mauer­
straße 44.

III
Anzeigen­

schluß für 

die nächste 

Ausgabe am 

10. Juli 1943

KLINIK und PRAXIS
haben die Zuverlässigkeit der

&i‘;Qe0i4g30m«ti«uj
CH EM. PHARM • WERK G-M-l-H BERLIN '

9Cß«mlM0 ARZNEIMITTEL

erwiesen

Die Herstellung erfolgt auf 
Grund der neusten wissen­
schaftlichen Erkenntnisse.

Deutsche Zeitschrift für Wohlfahrtspflege - April/Mai 1943



SEIT 18 8 7

KOHLEPAPIER
Es ist aus knappen 
wertvollen Rohstoffen 
hergestellt. Werfen Sie 
also kein Blatt eher fort 
als bis seine hohe Färb- 
kraft vollständig ver­

braucht ist.

GEHA-WERKEHANNOVER

s
YIA1. .

fr

Deutsche Heilmittel h
aus irischen | Ptlanzen |

__
YsatfabrikWernigerode ’***•>

31
SEEFELDNERS
j&wiebac&meA C

Starke Maltosekomponente 
Denkbar leicht verdaulich 
Wissenschaft!. Überwachung 

der Herstellung 
Maschinelle Verpackung

NÄHRMITTELWERKE 
Emil Seefeldner’s Erbe, Salzburg, 

Hofhaymerallee 14 
Emil Seefeldner, Freilassing 
(Oberbayern), Schließfach 13

FARBBÄNDER
KOHLEPAPIER

DURCHSCHREIBEPAPIER
STEMPELKISSEN
STEMPELFARBENü "Wi

WILHELM HUCH «Hl

.11. «..»..IS
*aue>,

Dcutxuhc Zeilbchrin für Wohlfahrtspflege - April/Mul 1013



DAS FURSORGERECHT
Spruchabteilung der Deutschen Zeitschrift für Wohlfahrtspflege

Bearbeitet von Ministerialrat Ruppert, Berlin
Nachdruck der Leitsätze und Fußnoten nur mit Genehmigung des Verlages gestattet

.Entscheidungen in Enrsorgestreitsachen1)

Entscheidungen des Reiclis- 
ministers des Innern

Preuß. Gesetz v. 16.10.1934 § 1 (Unterhrin- 
gung in einer Trinkerheilanstalt), FV. §§ 7 
Abs. 2 ff.

nimmt den Antragsgegner auf Erstattung in 
Anspruch und führt zur Begründung an: 
M. habe zur Zeit der Verhaftung seinen ge­
wöhnlichen Aufenthalt in Hannover gebäht, 
so daß der Antragsgegner gemäß § 9 Abs. 2 
iVm. § 7 Abs. 2 Satz 1 Halbsatz 1 FV. für ihn 
endgültig fürsorgepflichtig sei. Zuerst sei er 
mit einer Erstattungsforderung nicht an ihn 
herangetreten, weil in einem früheren Streit-Auch int Falle der Untcrbri n in einer hcräiigciitLcu, wen m uuuu nuucrui jirui- 

TrinkerheUanb'Iah gemäß '§ «TrSiGB.'hat ~
der die Unterbringung vollziehende prenß. Lan- gcsch^llt ^ BAH in seine! Ent-
desfursorgeverband einen Anspruch auf Kosten- _______on c__ *__ i__ i ma n,i no
ersatz gegen den endgültig fürsorgepflichtigen 
Fürsorgeverband. Dieser Anspruch richtet sich 
jedoch nicht nach den §§ 6flf. PrAVzFV., son­
dern lediglich nach den reichsrechtlichen Zu­
ständigkeitsvorschriften der FV. Hatte der 
Verurteilte vor der Unterbringung in der Trin­
kerheilanstalt seinen gewöhnlichen Aufenthalt 
im BFV. A, so hat daher der BFV. A dem die 
Unterbringung vollziehenden LFV. die Kosten 
dieser Unterbringung gemäß § 7 Abs. 2 Satz 1 
Halbsatz 1 iVm. § 9 Abs. 2 FV. zu erstatten. 
LFV. Provinz Hannover/BFV. Stadt Han­
nover v. 16. 6. 1943, Bd. 1 Heft 22 *). e

Gründe:
Durch Urteil vom 2. September 1938 ist der 

Arbeiter Hermann M., geboren in Helmstädtam 
19. September 1901, wegen Bedrohung, Körper­
verletzung und wegen Vergehens gegen § 330 a 
RStGB. zu einer Gefängnisstrafe von 5 Mo­
naten und gleichzeitig gemäß § 42 c RStGB. 
zur Unterbringung in einer Trinkerheilanstalt 
verurteilt worden. Nach dem Gutachten des 
Sachverständigen hatte er die Straftaten in 
einem Zustande verminderter Zurechnungs­
fähigkeit — Bewußtseinsstörung infolge star­
ken Alkoholgcnusses — begangen und war am 
folgenden Tage aus dem gleichen Grunde 
unfähig, das Unerlaubte seiner Handlungsweise 
einzusehen. Am 1. November 1938 wurde M. 
aus dem Gerichtsgefängnis in Hannover in die 
Landesheil- und Pflegeanstalt iif Wunstorf 
übergeführt, in der er sich noch befindet. Er 
ist zur Bezahlung der Unterbringungskosten 
nicht in der Lage; der Antragsteller mußte 
deshalb vorläufig für ihn aufkommen. Er

Scheidung vom 29. September 1936 — Bd. 90 
S. 126 — dahin erkannt habe, daß durch das 
Preußische Gesetz vom 16. Oktober 1934 kein 
fürsorgerechtlicher Erstattungsanspruch ge­
schaffen worden sei, weil die Länder nur auf 
Grund besonderer Ermächtigung durch ein 
Reichsgesetz Vorschriften über Ansprüche er­
lassen könnten, die fürsorgerechtlicher Art im 
Sinne der FV. seien. Die Folgen aus der 
Rechtsprechung des BAH. als des obersten 
Gerichts in Fürsorgestreitsachen hätten hin- 
genonunen werden müssen, obwohl die Sach­
lage, die sich auf diese Weise ergeben habe, 
schon damals nicht dem Willen des Gesetz­
gebers entsprochen habe. Infolgedessen sei er 
im Falle R. mit den Kosten der Unterbringung 
belastet geblieben. Durch die Entscheidung 
der Abwicklungsstclle des BAH. vom 5. De­
zember 1939 — Bd. 96 S. 1851) — habe sich 
die Sachlage geändert, denn nunmehr seien 
die Ansprüche aus^Üem genannten Gesetz als 
fürsorgerechtliche Ansprüche im Sinne der FV. 
anerkannt worden.,-^ Es sei ferner durch die 
Entscheidung des Heichsministeriums des 
Innern vom 29. Mai 1941 — Entscheidungen 
des Reichsministers des Innern in Fürsorge­
streitsachen Bd. 1 Heft 1 S. 43 ff.2) — klar­
gestellt worden, daß die Anwendung der Vor­
schriften der PrAVzFV. auf Fälle der gericht­
lich angeordneten Unterbringung gemäß § 42b 
RStGB. zulässig sei. Bei dieser Sachlage 
müsse bei einer Unterbringung auf Grund des 
§ 42 c RStGB. die Kostenpflicht allein nach 
den allgemeinen Zuständigkeitsvorschriften 
der FV. ermittelt werden.

§ 1 des Gesetzes vom 16. Oktober 1934 habe 
den LFV. zwar die Unterbringung ia einer

*) Vgl. Sp. 25a Fußnote 1.
2) Erscheint in Kü*-ze.

>) DZW. XVI Sp. 420 a.
*) DZW. XVII Sp. 169a.

49 a 49 b



Trinkerheilanstalt oder einer Entziehungs­
anstalt übertragen, es sei ihnen aber damit 
keine neue gesetzliche Aufgabe in dem Sinne 
gestellt worden, daß die Übertragung auch 
die Pflicht zur Tragung der entstehenden 
Kosten in sich schließe. Die Bestimmung des 
§ 1 Abs. 1 Satz 1 besage lediglich, daß der 
Gesetzgeber es als zweckmäßig angesehen 
habe, wenn die Strafvollstreckungsbehörden 
sich der Mithilfe der LFV. bedienten, weil diese 
bereits über die erforderlichen Anstalten ver­
fügten, so daß die Errichtung justizeigener 
Einrichtungen sich erübrige. § 1 Abs. 1 Satz 1 
weise also die LFV. allein zu einem bestimmten 
Handeln an, nämlich zur Durchführung des 
Strafvollzuges für die zuständige Strafvoll­
streckungsbehörde. Daß es sich um nichts 
anderes handle und daß daher der § 1 Abs. 1 
Satz 1 nicht als Kostenregelungsvorschrift 
angesehen werden dürfe, gehe mit aller Deut­
lichkeit aus § 1 Abs. 1 Satz 2 hervor. Die 
Untergebrachten gelten als Strafgefangene, 
deren Wiederergreifung bei Entweichung 
Sache der Strafvollstreckungsbehörden sei. 
Dementsprechend seien die durch ihre Unter­
bringung entstehenden Kosten solche der 
Strafvollstreckung, deren Aufbringung grund­
sätzlich Aufgabe der Strafvollstreckung sei. 
Erst dann, wenn die Kosten der Unter­
bringung nicht beigetrieben werden könnten, 
gelten die Untergebrachten als hilfsbedürftig 
im Sinne der FV. Daraus folge, daß die Über­
tragung der Durchführung der Unterbringung 
auf die LFV. für sich genommen noch gar 
nichts für die Frage der Kostenregelung be­
deute. Diese Frage werde vielmehr erst durch 
§ 1 Abs. 1 Satz 2 beantwortet. Auch bei Her­
mann M. könne die Kostenaufbringung nicht 
anders beurteilt werden, auch wenn er auf 
gerichtliche Anordnung untergebracht worden 
sei. Wenn es sich in der erwähnten Ent­
scheidung des Rcicbsministcriums des Innern 
um die Unterbringung eines Geisteskranken 
gemäß § 42 b RStGB. und im vorliegenden 
Falle um die Unterbringung eines Trinkers 
gemäß § 42 c RStGB. handle, so bedinge das 
keinen Unterschied. Bei dem Trinker handle 
es sich um einen Verurteilten, der, falls er 
auf dem son... bei Süchtigen üblichen Wege 
(Entmündigung und Einweisung durch 
Vormund im Einvernehmen mit Für­
sorgeamt) der Anstalt zugeführt worden wäre, 
im Falle der Hilfsbedürftigkeit dem BFV. des 
gewöhnlichen Aufenthalts wegen der Auf­
bringung der Anstaltskosten zur Last gefallen 
wäre.

Der Antragsteller hat deshalb beantragt, den 
Antragsgegner für verpflichtet zu erklären, 
ihm die Kosten für die Zeit vom 1. April bis 
31 August 1940 in Höhe von 336,60 RM (2,20 
RM für den Tag) und die weiterhin en tstandenen 
und noch entstehenden Aufwendungen zu be­
zahlen sowie wegen grundsätzlicher Bedeutung 
des Falles die Beschwerde züzulassen.

Der Antragsgegner macht geltend, die 
Unterbringung des Verurteilten sei vom LFV. 
zu vollziehen. Dieser müsse deshalb allein die

Kosten tragen. Aus § 1 Abs. 1 Satz 2 könne 
nicht gefolgert werden, daß die Zuständig­
keitsvorschriften der FV. ohne weiteres 
Anwendung zu finden hätten. Die Entschei­
dung Bd. 96 S. 185 habe zwar die Auf­
wendungen als fürsorgerechtliche Ansprüche 
anerkannt, sie habe aber auch ausgesprochen, 
daß endgültig fürsorgepflichtig nur ein LFV. 
sein könne.

Die angefochtene Entscheidung hat den 
Anträgen des Antragstellers entsprochen. 
In der Begründung wird ausgeführt, nach § 1 
Abs. 1 Satz 2 gelten die Verurteilten, soweit 
die Kosten der Unterbringung von ihnen 
nicht beigetrieben werden könnten, als hilfs­
bedürftig im Sinne der FV. Damit sei zum 

daß in diesen Fällen die 
FV. anzuwenden seien 

und daß dementsprechend die Kosten der 
Unterbringung von dem nach den Zuständig­
keitsvorschriften der FV. zu ermittelnden 
Fürsorgeverbände aufzubringen seien. Das 
könne je nach Lage des Einzelfalles ein LFV. 
oder ein BFV*. sein. Die Einschränkung, die 
die Entscheidung der Abwicklungsstelle des 
BAH. in Bd. 96 S. 185 ausgesprochen habe, 
daß nur ein LFV. endgültig verpflichtet sein 
könne, sei durch die Entscheidung des Reichs­
ministeriums des Innern aufgehoben. Der 
Kostenträger sei somit nach den Bestim­
mungen der §§ 7 und 9 FV. zu ermitteln.

Gegen diese Entscheidung hat der Antrags­
gegner fristgerecht Beschwerde eingelegt. Er 
macht- geltend, soweit es sich um die Zu­
ständigkeit handle, bestehe ein wesentlicher 
Unterschied zwischen der Anstaltsunterbrin­
gung von Geisteskranken und von Trinkern; 
jene sei in Preußen schon früher durch die 
§§ 6 ff. PrAVzFV. den LFV. übertragen wor­
den; mit der Unterbringung von Trinkern 
hätten die LFV. dagegen nichts zu tun gehabt, 
abgesehen von dem Fall, daß es sich um land­
hilfsbedürftige Trinker gehandelt habe. In 
seiner Entscheidung vom 29. Mai 1941 habe 
deshalb der Reichsministcr des Innern lediglich 
darauf einzugehen brauchen, daß die Unter­
bringung von verurteilten Geisteskranken 
nach § 1 des Preuß. Gesetzes vom 16. Oktober 
1934 der Anstaltsversorgung von Geistes­
kranken ;.m Wege der außeiordcntlichcn Für­
sorge gleichgestellt worden sei. Daraus ergebe 
sich ohne weiteres, daß die den LFV. über­
tragene Durchführung der Unterbringung bei 
verurteilten Geisteskranken unter die Vor­
schrift der §§ 6 ff. falle. Abgesehen davon, daß 
in der Entscheidung vom 29. Mai 1941 ein 
Fall des § 42b RStGB. behandelt werde, 
während die Unterbringung von Trinkern 
nach § 42c RStGB. vom Gericht angeordnet 
werde, lasse sich die angeführte Entscheidung 
auch aus einem anderen Grund nicht un­
mittelbar anwenden. Bei anstaltspflcgebedürf- 
tigen Trinkern fehle cs an einer besonderen 
Vorschrift in der PrAVzFV. Maßgebend sei 
deshalb allein der § 1. Dieser lege aber die 
Pflicht zur Unterbringung von T. ■■nkern, deren 
Anstaltspflcgc vom Gericht angeordnet sei,

Ausdruck gebracht, 
Bestimmungen der



den LFV. auf. Die BpV. seien in keiner Weise 
einbezogen. Er beantragt deshalb., die an- 
gefochtene Entscheidung zu ändern und den 
Antragsteller abzuweisen.

Der Antragsteller hält die Beschwerde nicht 
für begründet. Die Beschwerde ist wegen 
Grundsätzlichkeit des Falles zulässig, aber 
sachlich nicht begründet.

Der angefochtenen Entscheidung war im 
Ergebnis und in der Begründung beizutreten. 
Hermann M. hatte, wie die Vorgänge des 
Antragsgegners ergeben, im übrigen auch nicht 
streitig ist, als er Ende Mai 1938 in Haft 
genommen wurde, in Hannover, also im 
Bezirk des Antragsgegners, seinen gewöhn­
lichen Aufenthalt. Insoweit liegen zu Lasten 
des Antragsgegners die Voraussetzungen des 
§ 9 Abs. 2 iVm. § 7 Abs. 2 Satz 1 Halbsatz 1 
FV. vor. Es fragt sich aber, ob überhaupt 
diese Bestimmungen im vorliegenden Falle 
zur Feststellung des endgültig ’fürsorgepflich- 
tigen Verbandes heranzuzichcn sind. Das ist 
mit der angefochtenen Entscheidung zu be­
jahen. M. ist auf Grund eines Urteils des zu­
ständigen Gerichts als gewohnheitsmäßiger 
Trinker im Sinne des § 42c RStGB. vom An­
tragsteller in einer Trinkerheilanstalt nach 
Maßgabe des § 1 Abs. 1 des Preuß. Gesetzes 
vom 16. Oktober 1934 untergebracht worden. 
Daß M. unvermögend ist und die Kosten der 
Unterbringung nicht bezahlen kann, ergeben 
die Vorgänge der Beteiligten. Er ist also 
entsprechend der Vorschrift des § 1 Abs. 1 
Satz 2 als hilfsbedürftig im Sinne der FV. an- 
zuschen. Insoweit besteht kein Streit, wohl 
aber darüber, ob der Antragsgegner zur Er­
stattung der vom Antragsteller vorläufig auf­
gewendeten Kosten verpflichtet ist oder ob 
der Antragsteller Erstattungen nicht verlangen 
kann, vielmehr als selber endgültig fürsorge­
pflichtig anzusehen ist. Daß überhaupt in 
Fällen der vorliegenden Art ein Lastenaus­
gleich gegeben ist, hat bereits die oben­
genannte Entscheidung der Abwicklungsstelle 
des BAH. vom 5. Dezember 1939 — Bd. 96 
S. 185 — mit Recht angenommen, und zwar 
auf Grund der Bestimmungen des § 1 Abs. 1 
Satz 2, nach der die zur Unterbringung Ver­
urteilten, soweit die Kosten der Unterbringung 
nicht von ihnen beigetrieben werden können, 
als hilfsbedürftig im Sinne der FV. nnzusehen 
sind. Zutreffend ist weiter auch der Hinweis 
der genannten Entscheidung auf Abs. 2 Satz 2 
desselben Paragraphen, nach dem für den Fall, 
daß die endgültige Fürsorgepflicht einen außer­
preußischen Fürsorgeverband trifft oder sich 
ihr Träger nicht feststcllen läßt, vorgesehen 
ist, daß der Minister des Innern im Ein­
vernehmen mit dem Justizministcr bestimmen 
soll, welchem Fürsorgeverband die Kosten zur 
Last fallen. Mit R'jcht wird daraus, worauf 
ich bereits in meiner Entscheidung vom 
29. Mai 1941 — Bd. 1 Heft 1 S. 43 — hin- 
gewiesen habe, gefolgert, daß der Gesetzgeber 
einen Lastcnausgleich zwischen vorläufig und 
endgültig verpflichtetem Verband nach für- 

Uorgerechtlichcn Grundsätzen gewollt hat und

daß dieser Lastenausgleich zwischen preu­
ßischen Fürsorgeverbänden sich nach den 
allgemeinen Zuständigkeitsvorschriften der FV. 
vollziehen soll. Wenn weiterhin die Entschei­
dung der Abwicklungsstelle des BAH. aber 
die Anwendung der allgemeinen Zustandig­
keitsvorschriften auf Fülle wie den hier zur 
Erörterung stehenden, in denen ein BFV. als 
endgültig verpflichtet in Anspruch genommen 
wird, nicht ausdehnen, sondern den Lasten­
ausgleich nur zwischen LFV. zulassen will, 
so ist das nicht gerechtfertigt. Ein Grund 
dafür kann insbesondere nicht daraus ent­
nommen werden, daß die Unterbringung eines 
Verurteilten nach § 1 Abs. 1 Satz 1 allein von 
den LFV. auszuführen ist. Damit wird nicht 
über die endgültige Kostenfrage entschieden. 
Wie ich bereits in meiner Entscheidung vom 
29. Mai 1941 ausgesprochen habe, schließt die 
Übertragung der Ausführung einer Aufgabe 
nicht ohne weiteres die Pflicht zur Tragung 
der Kosten ein. Der Wortlaut und Sinn des 
§ 1 steht der Anwendung der allgemeinen Zu­
ständigkeits-Vorschriften der FV. auf Fälle 
wie den vorliegenden nicht im Wege.'

Es macht auch keinen Unterschied, daß es 
sich hier nicht wie in meiner Entscheidung 
vom 29. Mai 1941 um die Unterbringung eines 
Geisteskranken in einer Heil- oder Pflege­
anstalt nach § 42b RStGB. handelt, sondern 
um die Unterbringung eines gewohnheits­
mäßigen Trinkers in einer Trinkerheilanstalt 
oder einer Entziehungsanstalt nach § 42 c 
RStGB. Die Vorschrift des § 1 Abs. 1 bezieht 
sich in gleicher Weise auf die Unterbringung 
in einer Heil- und Pflegeanstalt (§ 42b) und 
auf die Unterbringung in einer Trinkerheil­
anstalt oder Entziehungsanstalt (§ 42 c). Daß 
beide Fülle in verschiedenen Paragraphen des 
Reichsstrafgesetzbuches behandelt werden, ist 
für die hier zur Erörterung stehende Frage 
ohne Bedeutung; es hat seinen Grund lediglich 
darin, daß strafrechtlich betrachtet die Voraus­
setzungen in beiden Fällen nicht dieselben sind.

Der Antragsgegner hat schließlich noch 
geltend gemacht, hinsichtlich anstaltspflege­
bedürftiger Trinker fehle in der PrAVzFV. 
eine besondere Vorschrift; maßgebend sei 
allein der § 1 aaO., aus ihm lasse sich aber die 
Anwendung der allgemeinen Zuständigkeits­
bestimmungen der §§ 7 und 9 FV. auf gericht­
lich untergebrachtc hilfsbedürftige Trinker 
nicht herleitcn. Dem kann nicht beigetreten 
werden, wenigstens nicht hinsichtlich der 
Schlußfolgerung. Richtig ist lediglich, daß 
die Vorschriften der PrAVzFV., insbesondere 
die §§ 6 fl', auf Trinker keine Anwendung 
finden können. Das schließt aber die Heran­
ziehung der allgemeinen Zuständigkeits-Vor­
schriften der FV., insbesondere der §§ 7 Abs. 2 
und 9 Abs. 2 FV. nicht aus, sondern läßt 
gerade, du nämlich Sonderbestimmungen für 
die Unterbringung von Trinkern nicht be­
stehen, den Weg für ihre Heranziehung offen. 
Es bedarf für die Anwendung der §§ 7 Abs. 2 
und 9 Abs. 2 FV. auch nicht noch einer be­
sonderen oder ausdrücklichen Zwischenvor-



schrift als Bindeglied zwischen § 1 des Preuß. 
Gesetzes vom 16. Oktober 1934 einerseits und 
den §§ 7 Abs. 2 und 9 Abs. 2 FV. andererseits. 
Die Tatbestandsmerkmale der letzteren liegen 
vor. Die §§ 7 Abs. 2 und 9 Abs. 2 sind also, 
da ein Lastenausglcich — und zwar ein nicht 
auf LFV. beschränkter — stattfinden soll, 
hcranzuzichcn. Sie bedingt die Erstattungs­
pflicht des Antragsgegners, wie das in der 
angefochtenen Entscheidung angenommen ist. 

Die Beschwerde ist somit nicht begründet.

Zweite VO. zur Durchführung des Gesetzes zur 

Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten § 1 

Abs. 3, § 3 Abs. 2.

Die in den Vorschriften getroffene Regelung, 
wonach die öffentliche Fürsorge im Verhältnis 
zum Gesundheitsamt die Kosten der Kranken- 
hausbehandlung eines Geschlechtskranken und 
anderer Maßnahmen zu tragen hat, ist auch 
auf die vor dem 6.11. 1940 aufgewendeten 
Kosten auszudehnen, hinsichtlich deren die 
Frage des Kostenträgers noch otfeiisteht. BFV. 
Stadt der Reichsparteitage Nürnberg/LFV. 
Oberfranken und Mittelfranken u. BFV. 
Landkreis Schwabach vom 23. 6. 1943, Bd. 1 
Heft 21).

Aus den Gründen:
In der fürsorgerechtlichen Rechtsprechung 

wurde die Frage, ob Kosten der Anstalts­
behandlung von Geschlechtskranken, die vor­
wiegend aus gesundheitspolizeilichen Gründen 
vcran\.'lt worden sind, als Fürsorgekosten 
anzuschen sind, und ob dementsprechend ihre 
Erstattung im Fürsorgestreitverfahren ver­
langt werden kann, nicht einheitlich beant­
wortet. Das’BAH. hat die Frage, ob sie als 
Fürsorgekosten anzusehen sind, in ständiger 
Rechtsprechung verneint; zuletzt in der Ent­
scheidung Bd. 89 S. 130 ff. Demgegenüber 
haben der Bayer. Verwaltungsgerichtshof und 
der Bad. Verwaltungsgerichtshof den Cha- 
ruktcr uls Fürsorgekosten anerkannt. Auch 
das Reichsgericht hat in der Entscheidung des 
Vierten Zivilsenats vom 19. 3. 1934 — Ent­
scheidungen des Reichsgerichts in Zivilsachen 
Bd. 144 S. 173 — den Charakter als Fürsorge­
kosten unerkannt. Früher waren in derselben 
Weise die Anstaltskosten für gemeingefährliche 
Geisteskranke streitig. Diese Zweifel sind 
inzwischen durch das Reichsgesetz über die 
Kosten des Anstaltsaufcnthalts von Geistes­
kranken vom 29. 4. 1935 behoben. Die für 
Anstaltspflege von Geisteskranken entstehen­
den Kosten sind danach in gewissem Umfang 
und im Verhältnis zur Polizei der öffentlichen 
Fürsorge auferlegt. Schon vorher hatte das 
Gesetz zur Verhütung erbkranken Nach­
wuchses vom 14. 7. 1933 die Kosten des ärzt­
lichen Eingriffes der Fürsorge aufcrlegt. Diese 
Kosten sind dadurch Fürsorgekosten ge­
worden und müssen, wenn ihre Erstattung 
verlangt wird, im Fürsorgestreitverfahren 
geltend gemacht werden. In der vorliegenden

‘) Erscheint in Kürze.

Streitsache hat der Regierungspräsident in 
Ansbach in seiner Entscheidung sieh dem 
Bayer. Verwaltungsgerichtshof angeschlossen 
und die Kosten als Fürsorgekosten angesehen. 
Das Gutachten des Deutschen Gemeinde­
tages. das der Entscheidung zeitlich vornuf- 
gegangen ist, hat im Anschluß an die Recht­
sprechung des BAH. den Charakter als Für­
sorgekosten verneint.

Gegenüber diesen verschiedenen Meinungen 
ist folgendes klarzustellen: An sich ist die 
hier zur Erörterung stehende Frage in der 
Hauptsache durch die Bestimmungen des § 1 
der Zweiten Verordnung zur Durchführung 
des Gesetzes zur Bekämpfung der Geschlechts­
krankheiten vom 12. 3. 1941 gelöst. Sie ist 
einheitlich dahin geregelt, daß die Kosten 
der Maßnahme eines Gesundheitsamtes auf 
Grund des § 4 des Gesetzes zur Bekämpfung 
der Geschlechtskrankheiten unter gewissen 
Voraussetzungen und in näher bezeichntem 
Umfang im Verhältnis zum Gesundheitsamt 
von der öffentlichen Fürsorge zu tragen sind. 
Damit ist die Pflicht zur endgültigen Auf­
bringung der Kosten entschieden. Die Vor­
schrift des § 1 der genannten VO. vom 
12. 3. 1941 hat aber nur nach Maßgabe des 
§ 3 Abs. 2 derselben VO. rückwirkende Kraft; 
d. h. § 1 Abs. 3 hat rückwirkende Kraft nur 
hinsichtlich derjenigen Mußnahmen, welche 
die Gesundheitsämter nach dem Inkrafttreten 
der VO. zur Änderung des Gesetzes zur Be­
kämpfung der Geschlechtskrankheiten vom 
21. 10. 1940 auf Grund des Gesetzes getroffen 
haben2). Für Kosten, die uus Maßnahmen 
entstanden sind, welche die Gesundheitsämter 
vorher getroffen hüben, gilt die neue Regelung 
nicht. Für sie besteht der erörterte Zwiespalt 
in der Behandlung durch die Rechtsprechung 
weiter. Zu solchen Kosten gehören nuch ihrem 
zeitlichen Entstehen auch die hier streitigen. 
Für sic bedarf es der grundsätzlichen Ent­
scheidung, ob sie als Fürsorgekosten oder als 
andere nnzuschcn sind. Eine einheitliche Aus­
richtung der Behandlung der Frage drängt 
sich hiernach gerudezu auf. Sie kann schon 
im Interesse der Übersichtlichkeit des Rechts- 
zustnndes und der Vereinfachung der Arbeit 
nur dahin gehen, daß die Regelung, die der § 1 
der Zweiten DVO. vom 12. 3. 1941 getroffen 
hat, auf alle zurückliegenden und noch nicht 
erledigten Sachen nuszudehnen ist. Es bedarf 
hierbei keiner weiteren Erörterung darüber, 
ob nicht unter den dargelegten Verhältnissen 
diese Lösung auch dünn geboten gewesen 
wäre und von mir gewählt sein würde, wenn 
die Zweite DVO. nicht schon die neue Regelung 
von sich nus getroffen hätte.

Hiernach handelt es sich bei den streitigen 
Kosten für die Zeit vom 21. 8. 1937 bis 
10.3.1938 in Höhe von 1116,70 RM um 
solche, die den Charakter von Fürsorgekosten 
haben und dementsprechend im Fürsorge­
streitverfahren zur Erstattung geltend ge­
macht werden können.

8) Die VO. v. 21. 10. 1940 ist am 6. 11. 1940 
in Kraft getreten.
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DAS FÜRSORGERECHT
Spruchabteilung der Deutschen Zeitschrift für Wohlfahrtspflege

Bearbeitet von Ministerialrat Ruppert, Berlin
Nadidrudc der Leitsätze und Fußnoten nur mit Genehmigung des Verlages gestattet

Entscheidungen des Reichsministers des Innern 
in Fürsorgestreitsachen

FV. § 7 Ab». 2 Satz 1 Halbsatz 1.
Ein eheliches Kind, das in der Wohnung 

seiner ortsansässigen Eltern geboren wird, be­
gründet regelmäßig1) mit der Geburt am Wohn­
ort der Eltern den gewöhnlichen Aufenthalt. 
BFV. Stadt Hannover/LFV. Provinz Han­
nover v. 18. 6. 1943, Bd. 1 Heft 22).

Gründe:
Der Schlosser Karl v. d. V. wohnte mit 

seiner Ehefrau Frieda, geh. Sch., in Hannover, 
K.-Str. 59, und hatte dort den gewöhnlichen 
Aufenthalt. Am 3. November 1930 wurde 
Frau v. d. V. von einem Kinde, das dann 
den Namen Friedrich erhielt, entbunden. Sie 
starb 2 Stunden nach der Entbindung an 
Blutungen durch Uterus-Atonie. Sie war eine 
schwächliche Person und war herzkrank. Kurz 
vor der Entbindung hatte sie sich fertig- 
gemacht, um eine Entbindungsanstalt aufzu­
suchen. Von diesem Entschluß kam sie dann 
aber zurück und sagte: „Wenn ich sterben 
muß, dann will ich zu Hause sterben.“ Da 
das Kind vom Vater nicht versorgt werden 
konnte, kam es noch bd demselben Tag zu 
seiner Tante Frau Adele Sch., geh. v. d. V., 
die damals in Hannover, R. 8, wohnte, ir 
Pflege. Frau Sch. war bei der Geburt des 
Kindes zugegen und hatte sich alsbald bereit 
erklärt, das Kind bei sich aufzunchmcn, zumal 
der Vater sich dahin geäußert hatte, daß er 
cs sonst in ein Heim geben müsse. Frau Sch. 
konnte aber das Kind nicht auf die Dauer 
behalten, weil sic selbst noch ein kleines Kind 
zu versorgen hatte. Deshalb kam man dahin 
überein, das Kind den Eheleuten K. in Han­
nover, S.-Str. 10, die mit v. d. V. verwandt 
waren, in Pflege zu geben. Dementsprechend 
wurde das Kind nach einigen Tagen in den 
Haushalt der Eheleute K. aufgenommen und 
blieb dort. Am 1. November starb der Vater, 
dar bis dahin den Unterhalt des Kindes be­
stritten hatte. Der Pflegevater K. beantragte 
nunmehr Fürsorgeunterstützung für das Kind. 
Der Antragsteller mußte daraufhin das Kind 
wegen Hilfsbedürftigkeit laufend unterstützen. 
Er verlangt Erstattung seiner Aufwendungen 
vom Antrugsgegner. Zur Begründung macht 
er geltend:'

*) Vgl. hierzu Sp. 82 h Fußnote 1. 
fi) Erscheint in Kürze.

Das Kind habe in Hannover keinen gewöhn- 
licljgn Aufenthalt begründet. Frau v. d. V. 
sei eine schwächliche Person und bei der Ent­
bindung anstaltspflegebedürftig gewesen. Die 
tatsächlichen Umstände bei der Entbindung 
seien derart gewesen, daß das Kind nicht im 
elterlichen Haushalt habe verbleiben können. 
Entscheidend für die Frage, ob ein Kind mit 
seiner Geburt den gewöhnlichen Aufenthalt 
am Wohnort der Eltern begründe, seien die 
gesamten Verhältnisse der Eltern und des 
Kindes zur Zeit der Geburt. Endgültig für­
sorgepflichtig sei dementsprechend der An­
tragsgegner.

Dieser hält sich nicht für endgültig fürsorge­
pflichtig. Er macht geltend, das lünd sei in 
der elterlichen Wohnung geboren und habe 
mit der Geburt den gewöhnlichen Aufenthalt 
in Hannover begründet. Entscheidend sei, 
daß es im elterlichen Haushalt und nicht in 
einer Anstalt geboren 6ei. Wolle man in dieser 
Frage eine andere Stellung einnehmen, .so 
würde das die unerwünschte Folge haben, daß 
für eine Person, die zur ortsansässigen Bevölke­
rung gehöre, nicht ein BFV., sondern ein LFV. 
endgültig fürsorgepflichtig sei. Abgesehen 

in davon, hätten aber auch die hier vorliegenden 
Umstände den Schluß gerechtfertigt, daß die 
Lebcnsbczichungcn des Kindes bis auf weiteres 
mit seinem tatsächlichen Aufenthalt ver­
bunden sein würden. Es könne nicht bestritten 
werden, daß die Eltern des Kindes von vorn­
herein die Absicht gehabt hätten, das Kind bei 
sich zu behalten.

Die angefochtcne Entscheidung hat den 
Antragsteller abgewiesen, die Beschwerde aber 
zugelassen. Sic führt aus, die Entscheidung 
hänge davon nb, ob dns Kind mit seiner Geburt 
im Bezirk des Antragstellers, also in der Stadt 
Hannover, den gewöhnlichen Aufenthalt be­
gründet habe. Das müsse bejaht werden. Ein 
eheliches Kind, das in der Wohnung der 
Eltern geboren werde, begründe den gewöhn­
lichen Aufenthalt am Wohnort der Eltern. 
Von diesem Grundsatz sei nach der Recht­
sprechung nur dann eine Ausnahme zu mnehen, 
wenn das Kind nicht im elterlichen Haushalt, 
sondern in einer Anstalt geboren werde, und 
wenn zugleich von vornherein die Absicht oder 
die Möglichkeit der Aufnahme in den elter­
lichen Haushalt entfalle. Der Tod de» Mutter 
6ci nicht vorauszuschcn gewesen, so duß die



Möglichkeit des Zusammenlebens des'Kindes 
mit den Eltern von vornherein bestanden habe-

Gegen diese Entscheidung hat der Antrag­
steller rechtzeitig mit Schriftsatz vom 22. März 
1943, eingegangen beim Oberpräsidenten in 
Hannover am 24. März 1943, Beschwerde ein­
gelegt. Er hält die Entscheidung nicht für 
zutreffend und wiederholt den in der 1. Rechts- 
stufc gestellten Antrag.

Der Antragsgegner beantragt Abweisung 
der Beschwerde; er hält die ergangene Ent­
scheidung für zutreffend. Es wird im übrigen 
auf die beigezogenen Vorgänge der Parteien 
Bezug genommen.

Die Beschwerde, die in der angefochtenen 
Entscheidung zugelassen ist, ist rechtzeitig 
eingelegt. Es liegt auch Grundsätzlichkeit im 
Sinne des § 29 Abs. 2 Satz 1 FV. vor. Die 
Beschwerde ist also zulässig. Sie ist sachlich 
aber nicht begründet.

Die Entscheidung der Fürsorgestreitsache 
ist davon abhängig, ob das Kind mit seiner 
Geburt in Hannover den gewöhnlichen Auf­
enthalt begründet hat. Bejaht man die Frage, 
so ist der Antragsteller selbst endgültig für- 
sorgepflichliger Verband. Verneint man sie, 
so ist der Antragsgegner endgültig fürsorge- 
pflichüg.

In Übereinstimmung mit den Ausführungen 
der angefochtenen Entscheidung ist festzu­
stellen, daß das Kind mit der Geburt den 
gewöhnlichen Aufenthalt in Hannover be­
gründete. Die Eltern hatten dort ihren ge­
wöhnlichen Aufenthalt und eine Ehewohnung. 
Sie lebten wirtschaftlich in geordneten Ver­
hältnissen und hatten die Absicht, das zu 
erwartende Kind bei sich im ehelichen Haus­
halt aufzuziehen, wie sie auch ihr am 21. Juli 
1920 geborenes erstes Kind Egon bei sich 
erzogen. Die Frage, unter welchen Umständen 
eheliche Kinder denselben gewöhnlichen Auf­
enthalt wie die Eltern erwerben, hat die 
fürsorgerechtliche Rechtsprechung wiederholt 
beschäftigt. Das BAH. hat sich in den Entsch. 
Bd. 90 S. 61), 92), ll3) und 144 *) sowie in 
Band 91 S. 1496) und 1636) und schließlich in 
Band 92 S. 1207) eingehend damit befaßt. In 
allen diesen Entscheidungen — außer einer — 
handelt es sich um Fälle, in denen eheliche 
Kiuder in Anstalten am Ort des gewöhnlichen 
Aufenthalts der Eltern geboren sind. Bei 
ihnen wird der Erwerb des gewöhnlichen Auf­
enthalts dann angenommen, wenn im Zeit­
punkt der Geburt die Umstände so liegen, daß 
der demnächstigcn Aufnahme des Kindes in 
den Haushalt der Eltern aus deren persön­
lichen und wirtschaftlichen Verhältnissen und

*) DZW. XII Sp. 662 a.
*) DZW. XII Sp. 627 a.
3) DZW. XII Sp. 625 a.
4) DZW. XII Sp. 625 b.
6) DZW. XIII Sp. 507 a.
•) DZW. XIII Sp. 506a.
’) DZW. XIV Sp. 106b.

den gesundheitlichen Verhältnissen des Kindes 
heraus keine unüberwindlichen Schwierigkeiten 
entgegenstehen, und wenn die Eltern von 
vornherein die z. Z. der Geburt durchführbare 
Absicht haben, das Kind in die eheliche 
Wohnung aufzunehmen. Wird dagegen ein 
eheliches Kind in der ehelichen Wohnung der 
Eltern geboren, so begründet es nach der 
Rechtsprechung des BAH. grundsätzlich den 
gewöhnlichen Aufenthalt am Wohnort der 
Eltern. In der Entsch. Bd. 91 S. 163 ist ein­
deutig zum Ausdruck gekommen, daß es in 
diesen Fällen als entscheidend anzusehen ist, 
daß die Entbindung im elterlichen Haushalt 
stattgefunden hat. Diese Entscheidung der 
Frage erscheint auch bei nochmaliger Über­
prüfung der gesamten Sachlage zutreffend und 
in der Sache selbst begründet. Andernfalls 
würde, worauf bereits der Antragsgegner in 
seinen Anführungen mit Recht hinweist, die 

daß für die 
ein Leben im 
Bevölkerung 

nicht ein BFV., sondern ein LFV. endgültig 
fürsorgepflichtig wäre.

unerwünschte Folge eintreten, 
ortsansässige, grundsätzlich auf 
Familienverbande angewiesene

Ob dieser Grundsatz etwa dann eine Ein­
schränkung zu erfahren hat, wenn im einzelnen 
Falle die Verhältnisse so liegen, daß die Ab­
sicht der Eltern, das Kind im ehelichen Haus­
halt aufzuziehen, infolge von Umständen 
unausführbar wird, die noch vor der Be­
endigung der Entbindung eintreten, bedarf 
für den vorliegenden Fall keiner abschlie­
ßenden Entscheidung1). Hier war die Ent­
bindung vollzogen. Das Ableben der Muttei- 
trat nach den Ermittlungen etwa 2 Stunden 
später ein. Wie der beteiligt gewesene Arzt 
bekundet hat, war bei Beginn der Entbindung 
weder die Gebärmutteratonie noch die hait- 
näckige Blutung, noch der tragische Ausgang 
vorauszusehen. Der geburtshilfliche Eingriff 
(Wendung des Kindes) mußte bei der Schwäche 
der Mutter zwar ohne Narkose vorgenommen 
werden, gelang aber leicht. Nach der Ent­
bindung steigerten sich die Blutungen, die 
dann Herzschwäche und den Tod der Mutter 
zur Folge hatten. Erst das Ableben der 
Mutter gab Anlaß zu der Besprechung der 
Vaters mit den anwesenden Verwandten dar­
über, wo das Kind aufgezogen werden sollte. 
Zu dieser Zeit hatte das Kind aber bereits 
den gewöhnlichen Aufenthalt in Hannoves 
erworben. Unter diesen Umständen ist in 
Übereinstimmung mit der angefochtenen Ent­
scheidung der Antragsteller selber als endgültig 
verpflichteter Fürsorgeverband anzuschcn.

Die Beschwerde war deshalb wie geschehen 
zurückzuweisen.

*) Die Frage wird zu verneinen sein, so daß 
ausnahmslos davon auszugehen ist, daß ein 
eheliches Kind, das in der Wohnung seiner 

n Wohn- 
gewöhn-

lichcn Aufenthalt begründet. (R.)

ortsansässigen Eltern geboren wird, a: 
ort der Eltern mit der Geburt den

82 a 82b



FV. § 15.
Landjahrdienst kann die fürsorgerechtliche 

HUfsbedürftigkeit unterbrechen. Eine solche 
Unterbrechung ist jedoch auch bei längerem 
Landjahrdienst zu verneinen, wenn der Land­
jahrpflichtige vor und nach dem Landjahrdienst 
eine so lange Zeit von der öffentlichen Fürsorge 
unterstützt werden mußte, daß demgegenüber 
die unterstützungsfreie Zeit des Landjahr­
dienstes unerheblich erscheint (Unterstützung 
seit der Geburt bis zum Landjahrdienst, der 
7Y2 Monate dauert, nach seiner Beendigung 
wiederum 20 Monate Unterstützungszeit). BFV. 
Stadt Frankfurt (Main)/LFV. Bezirksverband 
des Regierungsbezirks Wiesbaden v.‘8. 5. 1943, 
Bd. 1 Heft 2i).

Gründe:
Das am 29. Oktober 1923 in Frankfurt a. M. 

unehelich geborene Kind Anne Marie Z. wurde 
vom Antragsteller als dem nach § 8 FV\ end­
gültig verpflichteten Fürsorgeverband bis zum 
22. April 1938 aus Mitteln der öffentlichen 
Fürsorge laufend unterstützt. Die Kindes­
mutter hatte im zehnten Monat vor der 
Entbindung in Frankfurt a. M., also im Bezirk 
des Antragstellers, den gewöhnlichen Aufent­
halt: das Kind wurde innerhalb von 6 Monaten 
nach der Geburt hilfsbedürftig und blieb es. 
Am 22. April 1938 kam Anne Marie Z. in das 
Landjahrlager Rehburg (Hannover) und blieb 
dort bis zum 9. Dezember 1938. An diesem 
Tage kam sie zurück in ihre frühere Pflege­
stelle in Frankfurt a. M., W.-Weg 27 bei Frau 
H. Der Antragsteller mußte wegen Hilfs­
bedürftigkeit alsbald wieder Pflegegeld laufend 
gewähren. Für die Zeit vom 9. Dezember 1938 
bis 31. August 1940 wurden nach Abzug von 
Erstattungen insgesamt 351,50 RM auf­
gewendet. Diesen Betrag fordert der Antrag­
steller vom Antragsgegner erstattet nebst 
6% Zinsen seit Stellung des Antrages. Zur 
Begründung macht er geltend: Da im Land­
jahrlager keine öffentliche Unterstützung ge­
währt worden sei, sei Anne Marie Z. -über 
7 Monate hindurch nicht hilfsbedürftig ge­
wesen. Dieser Lagerdienst sei ähnlich zu be­
werten wie der Arbeitsdienst. .Leisteten Für­
sorgeverbände zu dem Arbeitsdienst Beiträge 
für die Unterhaltskosten, so würde eine vorher 
bestehende Hillsbedürftigkeit nicht als unter­
brochen anzusehen sein. Leisteten aber andere 
öffentliche yerbände Beiträge, die nicht aus 
Fürsorgcmitteln herrührten, so sei die Hilfs­
bedürftigkeit unterbrochen. Da im Lager 
Rchburg keine Mittel von Fürsorgeverbänden 
Verwendung gefunden hätten, müsse die Hilfs­
bedürftigkeit der Anne Marie Z. als unter­
brochen angesehen werden. Am 9. Dezember 
1938 habe deshalb eine neue Hilfsbedürftigkeit 
Vorgelegen. Das Lager sei, da es sich um eine 
Einrichtung für die Erziehung der Jugend 
handele, eine Anstalt im Sinne des § 9 FV.

x) Erscheint in Kürze.

83 a

Trete bei Entlassung aus einer solchen Anstalt 
Hilfsbedürftigkeit ein, so sei der Fürsorge­
verband endgültig verpflichtet, der es bei Ein­
tritt in die Anstalt gewesen wäre. Da Anne 
Marie Z. bei Eintritt in das Lager keinen 
gewöhnlichen Aufenthalt gehabt habe, über­
haupt bis dahin niemals einen gewöhnlichen 
Aufenthalt gehabt habe, sei sie als landhilfs­
bedürftig anzusehen, und zwar im Bezirk des 
Antragsgegners. Dieser sei für die Zeit nach 
dem 9. Dezember 1938 endgültig fürsorge­
pflichtig.

Der Antragsgegner hält sich nicht für er­
stattungspflichtig. Er führt an: Anne Marie Z. 
sei von ihrer Geburt an bis zum 31. August 1940 
als Pflegekind fürsorgerechtlich hilfsbedürftig 
gewesen und sei vom Antragsteller unterstützt 
worden. Die Zeit der Ableistung des Landjahr­
dienstes von 7 Monaten und 17 Tagen sei im 
Verhältnis zu den sie umschließenden Zeiten 
unerheblich gewesen. Die Hilfsbedürftigkeit 
sei deshalb als nicht unterbrochen anzusehen. 
Bei Beginn des Landjahrdienstes habe fest­
gestanden, daß nach seiner Beendigung, also 
nach einer bestimmten Zeit, der vorherige 
Zustand wieder cintretcn würde. Es könne 
nicht im Sinne des Gesetzgebers sein, daß die 
Fürsorgepflicht für einen Jugendlichen durch 
die Erfüllung seiner staatspolitischen Pflichten 
von einem Fürsorgeverband auf einen anderen 
verlagert werde.

Der Antragsteller hat ein Gutachten des 
Deutschen Gemeindetages eingeholt: eine 
Einigung der beiden Parteien ist aber darauf­
hin nicht erzielt worden. Der Antragsteller 
hat deshalb die Entscheidung des Ober­
präsidenten der Provinz Hessen-Nassau in 
Kassel angerufen. Dieser hat dahin ent­
schieden :

„Der Klageantrag des BFV. Stadt Frank­
furt (Main) vom 22. September 1942, den 
Antragsgegner zu verpflichten, dem Antrag­
steller 351,50 RM nebst 6 v. H. Zinsen seit 
Antragstellung zu zahlen, wird zurück­
gewiesen. Die Kosten des Fürsorgestreites 
werden — unter Festsetzung des Streit­
wertes auf 360 RM — dem BFV. Stadt 
Frankfurt (Main) auferlegt.“

Zur Begründung führt er aus: Zu entscheiden 
sei, ob die bis zum 22. April 1938 bestehende 
Hilfsbedürftigkeit durch den Aufenthalt im 
Landjahrlager unterbrochen sei und ferner, 
ob das Landjahrlager als Anstalt im Sinne des 
§ 9 FV. anzüsehen sei. Es sei zu berücksich­
tigen, daß gemäß § 1 des Gesetzes über das 
Landjahr vom 29. März 1931 alle Kinder nach 
Erfüllung ihrer gesetzlichen Schulpflicht zum 
Landjahr einberufen würden; es handle sich 
also dabei um die Erfüllung einer staats­
bürgerlichen Pflicht; wolle man in diesem Falle 
eine Unterbrechung eintreten lassen, so würde 
das praktisch zur Folge haben, daß durch 
Ableistung des Landjahrdienstes eine Ver­
lagerung der Fürsorgepflicht eintrete. Ein 
sachlicher Grund dafür liege aber nicht vor

83 b



Die angefochtene Entscheidung hat die Be­
schwerde zugelassen.

Gegen diese ihm am 17. Januar 1943 zu­
gestellte Entscheidung hat der Antragsteller 
mit Schriftsatz vom 5. Februar 1943, ein­
gegangen beim Oberpräsidenlen in Kassel am 
9. Februar 1943, Beschwerde eingelegt und 
sie gleichzeitig begründet. Er wiederholt sein 
bisherigesVorbringen und führt noch an, dem 
Aufenthalt in einem Landjahrlager sei der 
Aufenthalt in einem Lager Reichsarbeitsdienst­
pflichtiger gleichzustellen. Das Reichsarbeits­
dienstgesetz ordne in seinem § 14 an, daß der 
§ 11 FV. keine Anwendung zu finden habe. 
Daß in diesem Gesetz der § 9 FV. nicht er­
wähnt sei, lasse zum mindesten die Möglichkeit 
bestehen, daß der Gesetzgeber den § 9 FV. 
nicht habe ausschließen wollen. Es wäre zu 
begrüßen, wenn die ergebende Entscheidung 
die jetzt für die Fürsorgeverbände bestehenden 
Zweifel beseitige, obliämlich durch Aufenthalt 
in solchen Lagern bestehende Hilfsbedürflig- 
keit unterbrochen werde und ob solche Lager 
als Anstalten im Sinne des § 9 FV. zu be­
trachten seien.

Der Antragsgegner hält die angefochtene 
Entscheidung für zutreffend.

Es wird im übrigen auf die beigezogenen 
Vorgänge der Beteiligten Bezug genommen.

Die Beschwerde, die in der angefochtenen 
Entscheidung zugelassen ist, ist rechtzeitig 
eingeigt. Es liegt auch Grundsätzlichkeit im 
Sinne des § 29 Abs. 2 Satz 1 FV. vor. Die 
Beschwerde ist also zulässig. Sie ist sachlich 
aber nicht begründet.

Die Beteiligten streiten darüber, ob durch 
den Aufenthalt im Landjahrlager eine Ver­
schiebung der endgültigen Fürsorgepflicht 
eingetreten ist oder nicht. Im Hinblick darauf, 
daß Anne Marie Z. bis zum Eintritt in das 
Lundjahrlager hilfsbedürftig gewesen war und 
deswegen laufend unterstützt wurde, daß sie 
ferner alsbald nach dem Verlassen des Land­
jahrlagers wieder wegen Hilfsbedürftigkeit 
laufend unterstützt werden mußte, ist in 
erster Linie zu prüfen, ob die Voraussetzungen 
des § 15 FV., der insbesondexe auch dem § 9 FV. 
vorgeht, vorliegen; ob also eine Unterbrechung 
der Hilfsbedürftigkeit im Rechtssinne und 
damit ein Wechsel der endgültigen Fürsorge­
pflicht eingelreten ist. Die Frage ist zu ver­
neinen. Die Voraussetzungen des 8 15 FV. 
liegen nicht vor. Die Frage, ob überhaupt 
durch den Aufenthalt in einem Landjahrlagcr 
Unterbrechung bestehender Hilfsbedürftigkeit 
herbeigeführt werden kann, ist an sich zu 
bejahen, wie dies beispielsweise auch für den 
Freiwilligen Arbeitsdienst in der Recht­
sprechung bejaht ist (vgl. Entsch. BAH. 
Bd. 87 S. 160)1). Während des Landjahr­
dienstes werden Mittel der öffentlichen Für­
sorge regelmäßig nicht in Anspruch genommen. 
Abgesehen davon ist der Landjahrdienst, in 
dem die Kinder gemäß § 5 des Preuß. Gesetzes

») DZW. XI Sp. 742 b.

vom 29. März 1934 (GS. S. 243) nach national­
sozialistischen Grundsätzen erzogen werden 
sollen, nicht in Vergleich zu setzen mit Für­
sorgearbeiten im Sinne des § 19 FV. mit der 
Wirkung etwa, daß die Landj ahrpflichtigen 
als aus Fürsorgemitteln unteistützt anzusehen 
wären. Es kommt insoweit auch nicht darauf 
an, ob das Landjahrdienstlager als Anstalt 
im Sinne des § 9 FV. anzusehen ist oder nicht. 
Eine Unterbrechung der Hilfsbedürftigkeit, 
die beim Eintritt in das Lager bestand, ist 
möglich, sofern nur die Dauer der unter­
stützungsfrei verbrachten Zeit lang genug ist: 
Im vorliegenden Falle hat der unterstützungs­
frei verbrachte Zeitraum im Landjahrdicnst- 
lager rund l/2 Monate gedauert. Das ist ein 
Zeitabschnitt, der regelmäßig ausreicht, um 
Unterbrechung von Hilfsbedürftigkeit zu be­
gründen. Es wird sogar nicht selten schon ein 
geringerer Zeitraum als für eine Unterbrechung 
ausreichend anzusehen sein.

Wesentlich für die Beurteilung der Sacklag e 
ist in diesen Fällen die Dauer der Hilfsbedürf­
tigkeit vor und nach dem Lageraufenthalt. 
Jn dieser Beziehung ist für den vorliegenden 
Fall folgendes festzustellen: Anne Marie Z. 
wurde am 29. Oktober 1923 geboren und 
innerhalb von 6 Monaten nach ihrer Geburt 
hilfsbedürftig; sie blieb es bis zum Eintritt 
in das Lager Rehburg am 22. April 1938. Un­
mittelbar nach dem Austritt aus dem Lager, 
am 9. Dezember 1938, wurde sie wieder hilfs­
bedürftig und blieb es bis zum 31. August 1940, 
so daß sie bis zu diesem Tage laufend unter­
stützt werden mußte. Hiernach handelt es 
sich bei den den unterstützungsfrei verbrachten 
Lageraufenthalt umschließenden Zeitspannen 
um erhebliche Zeitabschnitte. Es kommt 
hinzu, daß Anne Marie Z. damals eben erst 
aus der Schule entlassen war und für irgend­
eine berufliche Beschäftigung noch in keiner 
Weise ausgebildet oder auch nur angelernt 
war. Es bestand also — wenn überhaupt — 
nur geringe Aussicht, daß sie nach dem Ver­
lassen des Landjahrlagers alsbald eine Be­
schäftigung finden werde, die ihr den vollen 
Lebensunterhalt sicherstellte. Der Ablauf der 
weiteren Entwicklung hat das bestätigt. Sie 
mußte nach dem Vexlassen des Landjahrlagcrs 
— am 9. Dezember 1938 — noch bis zum 
31. August 1940 wegen Hilfsbedürftigkeit 
laufend unterstützt werden. Unter diesen 
besonderen Umständen kann eine Unter­
brechung der Hilfsbedürftigkeit durch den 
7y2 Monate währenden Zeitabschnitt, den sie 
unterstützungsfrei in Rehburg verbrachte, 
nicht festgestellt werden. Ein Wechsel des 
endgültig vexpflichtctcu Fürsorgeverbandes ist 
somit nicht eingclrctcn. Der Antragsteller ist 
endgültig verpflichtet geblieben und hat die 
in der Zeit vom 9. Dezember 1938 bis 31. August 
1940 aufgewendeten Betrüge selber endgültig 
zu tragen.

Der angefochtenen Entscheidung war hier­
nach im Ergebnis beizutreten und die Be­
schwerde, wie geschehen, zurückzuweisen.
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ASTRALUX TIEFENSTRAHLER
das Universalgerät der Wärmetherapie

Tiefenstrahler— Blaulicht 
Wärmestrahler in einem Gerät

Verlangen Sie Flugblatt Nr. 61 
kostenlos vom Astraiux-Alleinvertrieb, Wien 50/IV 

Operngass« 20, Fernruf B 26-0-39

Lieferung nur an Ärzte, Krankenanstalten, Sanitäts­
stationen, Sanatorien und Kinderheime

AQUAZID
zur geruchlosen und geruchbeseitigenden Desinfektion

der Hände der Wäsche
von Räumen und Gegenständen

WEIDNERIT-K.G. Dr. edmund weidner BERLIN SW 68
Für

-Kbr/kfiZ. Sgmp*

Lk
_____fen

f Gravuren 
V Fgssadcn • Schriften

BRAUHSCHWE16-Wilhelmstr.2 Ruf 3195

wird für 
icht. 
lehr- 
»irt-

das städtische Kinderheim 
sofort eine Heimleiterin gesu< 
Bewerberin soll möglichst eine : 
jährige Heimpraxis (pädagogisch, 
schaftlich und hanswirtschaftüch) nach- 
wcsen können. Gehaltsgruppe VIII 
TO. A. Wohnung und Verpflegung wird 
im Heim gewährt. Bewerbung an den 
Bürgermeister der Weserstadt Minden 
in Westfalen.

Barackenmöbel
H. Trenzinger, Hannover 
Angustenstr. 4 Tel. 221 66

Für den Dienst einer VolkspJIegerin 
suche ich eine geeignete Nachwuchs-

' . Alter: 21—30 Jahre. Sehr........
rbungeu mit selbstverfaOteBewerbungen mit selbstverfaßtem und 

eigenhändig geschriebenem Lebenslauf, 
Abschriften der Schul- und Berufszeug­
nisse und Lichtbild erbitte ich an mein 
Personalamt, wo auch Näheres erfragt 
werden kann.
Crimmitschau, am 20. August IP43.

Der Oberbürgermeistter

Bildungsanstalt f. sozlalpttda- 
gogisehe Frauenberufe an der 
Vlktorlasclmle in Magdeburg.
t. Fachschule für Kindergärtnerinnen, 
rweijfihrig, Beginn April. 2. Fachschule 
für Jugendleiterinnen, einjährig, Beginn 
Fnde Oktober. 3. Fachschule für Volks­
pflegerinnen, al Hauptlehrgang, ein­
jährig, Beginn November, b» Sonder­
lehrgang, einjährig, Beginn November, 
für den die Bewerberinnen von ihrer 
Dienststelle vorgesclilagen werden müs­
sen, die ein Zeugnis über ihre Bewäh­
rung auf dem Gebiet der Volkspflege 
ausstellt.

Auskunft erteilt die 
Viktoriaschule Magdeburg, 

Fürst-Leopold-Str. 13.

Das Kennzeichen der

9Ctelt«tt*HJ-Arznei mittel

bekannt
^ ^ und beliebt

dltQCJWgafeltltii%Q bei Arzt und Patient
CH EM.-PHARM. WERK G. M. B. H. ■ BERUH
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KOHLEPAPIER
Es ist aus knappen 
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DAS FÜRSORGERECHT
Spruchabteilung der Deutschen Zeitschrift für Wohlfahrtspflege

Bearbeitet von Ministerialrat Ruppert, Berlin
Nachdruck der Leitsätze und Fußnoten nur mit Genehmigung des Verlages gestattet

Entscheidungen des Keichsministers des Innern 
in Fürsorgestreitsachen*)

FV. § 16 Abs. 3 Satz 1.
•ist ein dem Rechtsträger des BFV. ge­

hörendes Krankenhaus (Städtisches Kran­
kenhaus) von dem BFV. allgemein ermäch­
tigt worden, Hilfsbedürftige auf Kosten der 
öffentlichen Fürsorge aufzunehmen, so 
gelten die von dem Krankenhaus für einen 
Hilfsbedürftigen aufgewendeten Kosten als 
solche, die im Sinne des § 16 Abs. 3 Satz 1 
FV. aufgewendet worden sind. Hat in einem 
solchen Falle die Krankenkasse einen Teil 
der Kosten an das Krankenhaus erstattet 
und damit die der öffentlichen Fürsorge 
endgültig zur Last lallenden Kosten auf 
einen unter der Bagatellgrenze von 50 RM 
liegenden Betrag gesenkt, so ändert dies 
daher nichts daran, daß die im Sinne des 
§ 16 Abs. 3 Satz 1 FV. aufgewendeten Ge­
samtkosten über der Bagatellgrenze ge­
legen haben und daß somit der durch die 
Leistungen der Krankenkasse nicht ge­
deckte, unter der Bagatellgrenze liegende 
Betrag als Teil der im Sinne des § 16 
Abs. 3 Satz 1 FV. aufgewendeten, über der 
Bagatellgrenze liegenden Gesamtkosten 
dem vorläufig Fürsorge gewährenden Für­
serge verbände von dem endgültig ver­
pflichteten Fürsorgeverbande zu ersetzen 
ist. BFV. Stadt Beuthen (OS.) / BFV. 
Landkreis Beuthen / Tarnowitz v. 29.6.1942, 
Bd. 1 Heft 2 S. 151.

Gründe:
Das Kind Inge S., geboren am 6. Januar 

1935 in Beuthcn/Oberschlesien, befand sich 
vom 20. Juni bis 7. August 1940 im Städti­
schen Krankenhaus in Beuthen/OS. und 
wurde dort ärztlich behandelt und ver­
pflegt. Nach der vom Antragsteller auf- 
gemachten Rechnung beliefen sich die Ge­
samtkosten auf 157 RM. Hierauf hat die

*) Die Fundstellen der von Ministerialrat 
Ruppert im Verlag Franz Vahlen-Berlin 
herausgegebenen Sammlung der Entschei­
dungen des Reichsministers des Innern in 
Fürsorgestreitsachen sind hinter den Leit­
sätzen angegeben. Das 2. Bd. I abschlie­
ßende Heft der Sammlung ist vor kurzem 
erschienen.

Allgemeine Ortskrankenkasse Mechtal, der 
der Vater des Kindes als Mitglied ange­
hörte, 116 RM getragen, so daß noch 
41 RM offenstehen. Der Antragsteller ver­
langte diesen Betrag vom Antragsgegner 
auf Grund des § 11 FV. erstattet, weil die 
Arbeitsstelle des Vaters des Kindes im Be­
zirk des Antragsgegners lag. Der Antrags­
gegner hat mit Schreiben vom 3. August 
1940 seine Erstattungspflicht im gesetz­
lichen Umfange anerkannt; er verweigert 
aber Bezahlung der 41 RM mit dem Hinweis 
auf § 16 Abs. 3 FV., weil der Erstattungs­
betrag unter der Bagatellgrenze von 50 RM 
liege. Der Antragsteller hält das nicht für 
zutreffend. Er ist der Ansicht, daß der Ge­
samtbetrag der für Inge S. aufgewendeten 
Kosten — also ein Betrag von über 
50 RM— maßgebend sei. Er verlangt des­
halb vom Antragsteller Erstattung der 
41 RM nebst 6 v. H. Zinsen vom Tage der 
Antragstellung ab.

Die angefoehtene Entscheidung hat den 
Antrag abgewiesen. In der Begründung 
wird ausgeführt, nach § 16 Abs. 3 FV. sei 
entscheidend, ob die vom Fürsorge verband 
„aufgewendeten“ erstattungsfähigen Kosten 
den Betrag von 50 RM erreichten. Die All­
gemeine Ortskrankenkasse Mechtal habe 
ihren Anteil an den Kosten — 116 RM — 
unmittelbar an das Krankenhaus gezahlt. 
Dieses habe dem Antragsteller lediglich den 
Restbetrag von 41 RM in Rechnung gestellt 
und von ihm erstattet erhalten. Die vom An­
tragsteller „aufgewendeten“ Kosten be­
trügen also lediglich 41 RM.

Gegen diese Entscheidung hat der An­
tragsteller Beschwerde eingelegt mit dem 
Antrag, unter Aufhebung der angefochtenen 
Entscheidung den Antragsgegner zur Er­
stattung der entstandenen Kosten ent­
sprechend dem in erster Rechtsstufe ge­
stellten Anträge für verpflichtet zu er­
klären.

Zur Begründung führt er an: ln dem Falle 
Inge S. habe er, der Antragsteller, bei der 
Aufnahme des Kindes in das Krankenhaus 
die Kosten der Behandlung zunächst in 
ihrer Gesamtheit übernommen, weil bei der 
Aufnahme noch nicht festgestanden habe,
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ob ein Anspruch an eine Krankenkasse 
bestanden habe, oder nicht. Die unter­
haltspflichtigen Angehörigen seien mittel­
los gewesen. Erst später am 28. Juni 1940 
habe sich auf Grund von Ermittelungen 
herausgestellt, daß der Vater des Kindes 
einer Krankenkasse angehörte und diese 
sich bereit erklärte, einen Kostenzuschuß 
von 2 RM täglich zu übernehmen. Daß die 
Krankenkasse die von ihr übernommenen 
Kosten unmittelbar an das Krankenhaus 
gezahlt habe und dieses dem Wohlfahrts­
amt lediglich die restlichen 41 RM in Rech­
nung gestellt und bezahlt erhalten habe, 
bedeute nur eine buchmäßige Verrechnung. 
Für die Frage, ob die Bagatellgrenze über­
schritten werde, seien die Gesamtkosten 
maßgebend; unerheblich sei, daß nach­
träglich von dritter Seite ein Teil der 
Kosten erstattet worden sei.

Im übrigen müsse man der Entscheidung 
die Verhältnisse, nicht wie sie vielleicht bei 
städtischen Krankenhäusern in anderen 
Fällen lägen, sondern wie sie bei ihm, dem 
Antragsteller'.lägen, zugrunde legen. Da­
nach sei das Städtische Krankenhaus in 
Beuthen organisatorisch an die Wohlfahrts­
verwaltung angegliedert; es sei auftrags­
gemäß als Organ des Fürsorgeverbandes 
ein für allemal ermächtigt, Hilfsbedürftige 
auf Kosten der öffentlichen Fürsorge auf- 
Eunehmcn und Leistungen von Kranken 
einzuziehen. In welcher Form die Auftrags­
erteilung erfolgt sei, sei unwesentlich und 
allein Sache des auftragerteilenden Für­
sorgeverbandes. Bei dem Organ eines Für­
sorgeverbandes, also bei den Stellen, die 
vom Fürsorgeverband mit der Durchfüh­
rung der öffentlichen Fürsorge betraut 
seien, gelte der Wille des Organs als Wille 
des Fürsorgeverbandes. Es bestehe also ein 
Unterschied darin, ob es sich um ein frem­
des oder organeigenes Krankenhaus handle. 
Diesem Organ des Fürsorgeverbandes 
werde die Hilfsbedürftigkeit in dem Augen­
blick bekannt, in dem sie ihm erkennbar 
geworden sei. Das Städtische Krankenhaus 
in Beuthen verwende bei der Aufnahme 
eines hilfsbdürftigen Kranken auch ein 
Formular, das auf einen Fürsorgefall abge- 
stellt sei. Habe ein solches Krankenhaus 
einen Hilfsbedürftigen aufgenommen, so 
sei es der Fürsorgeverband selbst, der zu­
nächst die gsamte Verpflegung gewähren 
müsse; es gäbe dem Hilfsbedürftigen eine 
Natural-Unterstiitzung, deren Kosten er­
stattungsfähig seien, wenn der Wert über 
der Bagatellgrenze liege. Das Städtische 
Krankenhaus in Beuthen sei auch beauftragt 
gewesen, in solchen Fällen unmittelbar von 
den Kranken die Kosten einzuziehen. Unter 
diesen Umständen trete der BFV. Beuthen 
durch das Krankenhaus nach außen hin als 
Fürsorgeverband in Erscheinung. Der 
Kostenaufwand, der in. vorliegenden Falle

entstanden sei, bestehe also nicht nur in 
Höhe der Restkosten, sondern in Höhe der 
Gesamtkosten. Bei Anstalten, die als Organ 
des Fürsorgeverbandes zu gelten hätten, 
müßten mithin die entstandenen Gesamt­
kosten, wenn sie über der Bagatellgrenze 
lägen, als erstattungsfähig angesehen wer­
den, ohne Rücksicht darauf, von welcher 
Stelle aus die Einziehung, der Kosten er­
folge. Der zufällige Umstand, an wen die 
Sozialversicherungsanteile bezahlt würden, 
könne zu keiner unterschiedlichen Beur­
teilung führen.

Der Antragsgegner hält die Beschwerde 
nicht für begründet. Er wiederholt seine in 
der ersten Rechtsstufe gemachten Anfüh­
rungen und macht weiter geltend, daß die 
Einführung der Bagatellgrenze den Zweck 
habe, einen Leerlauf aus Anlaß unbedeuten­
der Beträge zu verhindern. Es bestehe An­
laß, den Antragsteller hierauf hinzuweisen, 
zumal im Hinblick auf die gegenwärtig 
dringend notwendigen Kriegsvereinfachun­
gen. Nach einem Schreiben des Oberbürger­
meisters der Stadt Beuthen vom 16. Januar 
1942 liefen künftig die Gesamtkosten über 
den BFV. der Stadt Beuthen, so daß in 
Fällen gleichgelagerter Art die Bagatell­
grenze in der Regel überschritten sein 
werde und sich Zweifel der in Rede stehen­
den Art nicht mehr ergeben könnten. Er, 
der Antragsgegner, würde dann die Be­
stimmung über die Bagatellgrenze nicht 
mehr in Anspruch nehmen.

Demgegenüber erwidert der Antrag­
steller, ein erheblicher Teil der in das Städ­
tische Krankenhaus in Beuthen eingewiese­
nen Hilfsbedürftigen gehöre den Landkrei­
sen an. BFV., die Sozialeinrichtungen wie 
Krankenhäuser unterhielten und der Allge­
meinheit zur Verfügung stellten, würden 
bei einer Auslegung des § 16 Abs. 3 FV., wie 
sie der Antragsgegner vertrete, in einer 
nicht tragbaren Weise finanziell belastet 
werden. Die Krankenhauskosten betrügen 
in einer erheblichen Anzahl von Fürsorge­
fällen in ihrer Gesamtheit weniger als 
50 RM. Da Ersatz dieser Kosten nicht ver­
langt werden könne, stelle die Bagatell­
grenze an und für sich schon eine ein­
seitige Belastung des Fürsorgeverbandes 
dar, in dessen Bezirk sich ein Krankenhaus 
befände. Die kleinen Beträge summieren 
sich so, daß unter Umständen recht erheb­
liche Belastungen für den Fürsorgeverband 
des Anstaltsortes entständen.

Die Beschwerde, die in der angefochte­
nen Entscheidung zugelassen ist, ist frist­
gerecht eingelegt. Es liegen auch tatsäch­
lich besondere Umstände des Einzelfalles 
vor, so daß die Voraussetzungen des § 29 
Abs. 2 Satz 1 FV. gegeben sind. Die Be­
schwerde ist also zulässig. Sie ist sachlich 
auch begründet.

Daß der Antragsteller auf Grund des § 11
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FV. endgültig fürsorgepflichtig ist, ergibt 
sich au8 dem Vorbringen und aus den Vor­
gängen der Parteien; es ist im übrigen auch 
unstreitig. Streit besteht lediglich darüber, 
ob die Vorschrift des § 16 Abs. 3 FV. in der 
Fassung des § 6 der Verordnung zur Ver­
einfachung des Fürsorgerechts vom 7. Ok­
tober 1939 — RGBl. I S. 2002 — im vor­
liegenden Falle die Erstattungspflicht aus­
schließt. Entgegen der angefochtenen Ent­
scheidung ist festzustellen, daß der An- 
tragsgogner erstattungspflichtig ist.

Für die Auslegung des § 16 Abs. 3 FV. 
ist entscheidend, ob die vom Fürsorgever­
band aufgewendeten Kosten den Be­
trag von 50 RM erreichen oder nicht. Ich 
habe die im Anschluß an die Recht­
sprechung des BAH. — vgl. Bd. 77 
S. 1681) — bereits in meiner inzwischen 
veröffentlichten Entscheidung vom 31. März 
1941 — IV W F Streit 19/41 — 7000 d — 
in Sachen BFV. Landkreis Sondershausen/ 
BFV. Landkreis Weißensee zum Ausdruck 
gebracht (vgl. Entscheidungen des Reichs- 
ininisteriums des Innern in Fürsorgestreit­
sachen Bd. 1 Heft 1 Se.i-e 4)2). Maßgebend 
ist also die Tatsache der Aufwendungen 
von seiten des Fürsorgeverbandes. Dar­
unter fallen in erster Linie die Aufwendun­
gen, die der Fürsorgeverband aus eigenen 
baren Mitteln oder bei Sach-Unterstützun- 
gen aus eigenen Beständen entnommen hat. 
Dabei macht, es keinen Unterschied, ob Auf­
wendungen der gedachten Art unmittelbar 
vom Wohlfahrtsamt dem Hilfsbedürftigen 
gewährt werden, oder ob es durch Vermit­
telung von Anstalten oder Einrichtungen 
geschieht, ■ die der Fürsorgeverband unter 
seinem Namen und auf seine Rechnung be­
treibt, wie etwa ein Krankenhaus, Er­
holungsheim oder Obdachlosenasyl. Inso­
weit können berechtigte Zweifel kaum auf- 
kommen.

Zu erörtern bleibt lediglich der Fall, daß 
die fürsorgerische Hilfe durch solche An­
stalten und Einrichtungen, die nicht als 
verbandseigene anzusehen sind, gewährt 
wird. In dieser Beziehung ist klarzustellen: 
Handelt es sich um Anstalten und Einrich­
tungen, die dem Fürsorgeverband nicht an- 
gehüren, ihm also fremd gegenüberstehen, 
z. B. eine Universitätsklinik, so können 
deren Leistungen naturgemäß nicht als 
solche des Fürsorgeverbandes angesehen 
werden. Zahlungen, die von Dritten an eine 
solche Anstalt für von ihr gewährte Lei­
stungen gemacht werden, sind keine Zah­
lungen an den FUrsorgeverband. Ist von 
seiten eines Dritten eine solche Zahlung an 
die Anstalt geleistet worden und macht 
diese dann dem Fürsorgeverband ihre Rech­
nung auf, so gilt für den Fürsorge verband

») DZW. VII S. 31.
*) DZW. XVII Sp. 55 a.

als „aufgewendet“ lediglich die verblei­
bende Restsumme, also nach Abzug der von 
Dritten eingegangenen Zahlung. Dement­
sprechend bemißt sich die Bagatellgrenze.

Ob in diesen Fällen mit Bezug auf die er­
örterten Beziehungen zwischen dem Für­
sorgeverband und einer ihm fremden An­
stalt eine andere Rechtslage durch beson­
dere Vereinbarung oder besondere Ausge­
staltung eines regelmäßigen Geschäftsver­
kehrs geschaffen werden kann, bedarf hier 
keiner abschließenden Erörterung. Hier 
handelt es sich nicht um eine verbands­
fremde Anstalt, sondern um eine solche, die 
denselben Rechtsträger, die Stadt Beuthen 
O/S., hat. Allerdings genügt dieser Um­
stand, daß derselbe Rechtsträger für beide 
— Fürsorgeverband und Anstalt — besteht, 
allein nicht, um eine solche Anstalt oder 
Einrichtung — etwa ein städtisches Kran­
kenhaus, Asyl o. dgl. — einer ver­
bandseigenen Anstalt oder Einrichtung 
gleichzustellen. Die Anstalt und Ein­
richtung wird dadurch, daß sie den­
selben Rechtsträger hat, nicht zum Teil 
oder Organ des Fürsorgeverbandes. Bezüg­
lich der von einer solchen Anstalt einem 
Hilfsbedürftigen gewährten Leistungen 
oder bezüglich der an sie ergangenen Zah­
lungen Dritter liegt es daher nicht anders, 
wie bei den Anstalten und Einrichtungen, 
die dem Fürsorgevefband fremd sind. Un­
beschadet dieses grundsätzlichen Verhält­
nisses kann aber durch Anordnung einor 
hierfür verwaltungsrechtlich zuständigen 
Stelle oder durch sonstige geeignete orga­
nisatorische Maßnahmen im Verwaltungs­
wege eine solche Anstalt oder Einrichtung 
einem Fürsorgeverband so an- oder einge­
gliedert und auf seine Zwecke und Zielo 
so eingestellt werden, daß sie als Teil oder 
Organ des Fürsorgeverbandes anzusehen 
ist. Das Tätigwerden einer solchen Anstalt 
wirkt dann für den hier erörterten Bereich 
so, wie wenn es vom Fürsorgeverband 
selbst und unmittelbar ausginge. So liegen 
die Umstände hier. An sich wäre das Städ­
tische Krankenhaus in Beuthen O/S. den 
oben behandelten verbandsfremden Anstal­
ten gleichzustellen; die Leistungen dos 
Krankenhauses an hilfsbedürftige Per­
sonen wären also keine Leistungen und 
Ausgaben des Fürsorgeverbandes. Die an 
das Krankenhaus geleisteten Zahlungen 
wären keine „vom Fürsorgever­
band aufgewendeten Kosten“. Wie der 
Antragsteller aber im einzelnen dargelegjt 
hat, ist das Städtische Krankenhaus in 
Beuthen O/S. vom Oberbürgermeister der 
Stadt organisatorisch an die Wohlfahrts­
verwaltung angegliedert und auftragsgemäß 
als Organ des FUrsorgeverbandes ein für 
allemal ermächtig^ Hilfsbedürftige auf 
Kosten der öffentlichen Fürsorge aufzu- 
nchmen und Leistungen von Krankenkas-
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sen einzuziehen. Hiermit steht im Einklang, 
daß das Aufnahmeformular, das im vorlie­
genden Falle Verwendung gefunden hat, 
eingangs im Vordruck ausdrücklich be­
sagt: „Das Kind...............................ist am
................................................im Wege der
öffentlichen Armenfürsorge in das Städti­
sche Krankenhaus aufgenommen worden.
Die Kurkosten sind...............................
Den Ausführungen des Antragstellers, daß 
bei dieser Sachlage der Fürsorgeverband 
als durch das Krankenhaus handelnd nach 
außen in Erscheinung tritt, ist zuzustim­
men (vgl. auch BAH. Entsch. Bd. 74 S. 6* 1) 
und Bd. 78 S. 148)8). Die Leistungen, die 
von dem Krankenhaus gewährt worden 
sind, sind solche des Fürsorgeverbandes 
schon mit der Gewährung, nicht erst später 
nach Verrechnung des Krankenhauses mit 
dem Fürsorgeverband. Die Zahlung, die 
von der Krankenkasse an das Krankenhaus 
geleistet wurde, steht einer’Zahlung unmit­
telbar an die Kasse des Fürsorgeverbandes 
oder des Wohlfahrtsamtes gleich. Sie 
schränkt den Gesamtbetrag der Aufwen­
dungen von 157 RM im Hinblick auf die 
Vorschrift des § 16 Abs. 3 FV. nicht zu­
ungunsten des Antragstellers ein (vgl. 
auch die oben bereits angezogene Entschei­
dung des BAH. Bd. 77 S. 168). Die Geltend­
machung des Betrages von 41 RM im Für­
sorgestreitverfahren steht damit dem An­
tragsteller offen. Gegenüber den Ausfüh­
rungen des Antragsgegners über die Ge­
ringfügigkeit des Streitgegenstandes weist 
der Antragsteller darauf hin, daß es sich für 
ihn um nichts weniger als eine Gering­
fügigkeit handelo; daß vielmehr die Zalil 
ähnlicher Fälle im ganzen einen für ihn er­
heblichen Betrag ausmache, auf den er 
nicht wohl verzichten könne. Die Berechti­
gung dieser Anführungen des Antragstel­
lers ist nicht zu bestreiten. Es wäre ein ge­
wiß nicht befriedigender Zustand, wenn 
diejenigen BFV., die Krankenhäuser cin- 
richten und unterhalten und sie auch für 
benachbarte Fürsorgeverbände zur Ver­
fügung stellen, deshalb nicht unerhebliche 
finanzielle Einbußen erleiden sollten, weil 
die Bestimmung des § 16 Abs. 3 FV. so aus­
gelegt würde, wie es der Antragsgegner 
befürworten will.

Hiernach war unter Änderung der Vor­
entscheidung wie geschehen zu erkennen.
FV. § 29 Abs. 2 (Grundsätzliche Bedeu­
tung)-

Die Frage, in welchem Umfange nach den

«) DZW. VI S. 325.
1) DZW. VII S. 362.

Grundsätzen der Familiennotgemeinschaft 
Unterhaltsbeiträge zu leisten sind, hat die 
Rechtsprechung des Bundesamts für das 
Heimatwesen bereits hinreichnd geklärt. 
Eine Fürsorgestreitsache, bei der lediglich 
diese Frage zu entscheiden ist, hat daher 
keine grundsätzliche Bedeutung, sofern in 
der ersten Rechtsstufe die Rechtsprechung 
des Bundesamts beachtet wurde. BFV. 
Landkreis Mohrungen (Ostpreußen)/BFV. 
Landkreis Oberbarnim v. 4. 2. 1943, Bd. 1 
S. 187.

Aus den Gründen:
Die Beschwerde ist rechtzeitig eingelegt 

und begründet. Sie ist aber nicht zulässig. 
In der angefochtenen Entscheidung ist sie 
zwar zugelassen worden, die Voraus­
setzungen der Zulässigkeit nach § 29 
Abs. 2 FV., die hier selbständig zu prüfen 
sind,.liegen tatsächlich aber nicht vor. Die 
Entscheidung in der Sache selbst hängt 
lediglich davon ab, ob Hilfsbedürftigkeit 
des Kindes vorlag und ob den Großeltern 
des Kindes und den Geschwistern der Kin­
desmutter, auch soweit sie nach bürger­
lich-rechtlichen Vorschriften dem Kinde 
gegenüber nicht unterhaltspflichtig sind, 
ein 3eitrag zum Unterhalt des Kindes nach 
den Grundsätzen der Familiennotgemein­
schaft zuzumuten ist. Die angefochtene 
Entscheidung hat die vorliegenden Um­
stände ausführlich gewürdigt. Weder 
in tatsächlicher noch in rechtlicher 
Beziehung gibt der Streitfall aus­
reichenden Anhalt dafür, daß es sich um 
eine grundsätzliche Frage handele, d. h. um 
eine Frage, deren Entscheidung eine über 
den einzelnen Fall hinausgehende Bedeu­
tung hätte. Das ist um so weniger der Fall, 
als der fürsorgerechtliche Begriff der Hilfs- 
bediirftigkeit zumal in Anwendung auf ein 
uneheliches Kind durch die Rechtsprechung 
hinreichend geklärt ist und auch die maß­
gebenden Gesichtspunkte für die Beurtei­
lung der Familiennotgemeinschaft und die 
aus ihr sich ergebenden Pflichten klar­
gestellt sind (vgl. die BAH. Entsch. Bd. 96 
S. 257 zusammengestellten zahlreichen Ent­
scheidungen). Auch die tatsächlichen Ver­
hältnisse des vorliegenden Falles sind keine 
solchen, die eine erneute Nachprüfung der 
von der Rechtsprechung klargelegten 
Richtlinien erforderlich machen. Es kann 
auch nicht anerkannt werden, daß beson­
dere Umstände des Einzelfalles im Sinne 
des § 29 Abs. 2 FV. vorliegen. Hiernach 
sind die Voraussetzungen für die Zulässig­
keit des Rechtsmittels der Beschwerde 
nicht gegeben. Die Beschwerde war daher, 
wie geschehen, zurückzuweisen.
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ASTRALUX-TIEFENSTRAHLER
das Universalgerät der Wärmetherapie

Tiefenstrahler— Blaulicht 
Wärmestrahler in einem Gerät

Verlangen Sie Flugblatt Nr. 61 
kostenlos vom Astralux-Alleinvertrieb, Wien 50/1V 

Operngasse 20, Fernruf B 26-0-39

Lieferung nur an Ärzte, Krankenanstalten Sanitäts­
stationen, Sanatorien und Kinderheime

AQUAZID
zur geruchlosen und geruchbeseitigenden Desinfektion

der Hände der Wäsche
von Räumen und Gegenständen

WEIDNERIT-K.G. Dr. edmund weidner BERLIN SW 68

Stellenanzeigen

Für dicLandeserziehungsanstalten der Pro- 
vinzialverwaltung Oberschlesien werden 
Erziehun galelter, Erzle- 
hunKMlelterlnnen, BerufH- 
Hchnllehrer sowie Erzieher und 
Erzieherinnen gcsucnt. DieErzle- 
hungsleitcr müssen eine abgeschlossene 
pädagogische Ausbildung nachweisen. Als 
Erziehungsleitcrinnen kommen insbeson­
dere Volkspflegcrinnen und Jugendleite­
rinnen. aber auch Kindergärtnerinnen 
mit langjähriger Tätigkeit, in Betracht. 
Die Berufsschullehrer werden für Je eine 
Gewerbliche - und Landwirtschaftliche 
Berufsschule gesucht. Die Erzieher sollen 
nach Möglichkeit handwerkliche bzw. 
landwirtschaftliche Kenntnisse besitzen. 
Die Vergütung erfolgt nach der TO. A. 
Aufstiegsmöglichkeiten sind vorgesehen.

Bewerbungen sind zu richten an: Ober­
präsidenten (Verwaltung des Obcrschle- 
sischen Provinzial Verbundes) in Katto- 
witz, EmmastraBe 12.

Für die Gauerziehungs- und Kinderheime 
im lteichsgau Wartheland werden 
Erzieher und Erzieherinnen 
gesucht. Die Erzieher sollen nach Mög­
lichkeit handwerkliche bzw. landwirt­
schaftliche Kenntnisse besitzen. Als Er­
zieherinnen werden Kindergärtnerinnen 
bevorzugt. Vergütung erfolgt auf Grund 
der TO. A. Aufstiegsmöglichkeiten sind 
vorhanden. Die Bewerbungen sind an 
den Iteichsstatthaltcr im Warthegau 
(Gauselbstverwaltung) ln Posen, Wil- 
helmstr. 29, zu richten.

Gesucht werden auf sofort oder später 
erfahrene Heimleiterin und zwei 
erfahrene Kindergttrtnerinnen

bzw. Kinder Pflegerinnen für
neueingerichtete Jugendheimstätte der 
NSV (schulentlassene weibliche Jugend­
liche)! Bewerbungen sind zu richten an 
die ITSDAP-Gauleitung Weser-Ems, 
Hauptamt für Volkswohlfahrt, Olden­
burg (Oldb), Gottorpstr. 8

Gesucht werden zum sofortigen Dienstan­
tritt 2 VolkMpfl«‘gerinnen mit 
staatl. Anerkennung für die wirtschaft­
liche Fürsorge u. Jugcndwohlfahrtpflege. 
Vergütung nach TO. A., Ortsklasse B. 
Bewerbungen mitFreigabebeschelnigung, 
Lebenslauf, Lichtbild und Zeugnisab­
schriften sowie eine Erklärung über die 
dcutschblütige Abstammung und An­
gabe über Zugehörigkeit zur NSDAP 
oder deren Gliederungen sind umgehend 
zu richten an Oberbürgermeister der 
Stadt Ratibor OS. — IJ’ersonalamt —

KLINIK und PRAXIS
haben die Zuverlässigkeit der

ZßUUÜitQ ARZNEIMITTEL
erwiesen

Die Herstellung erfolgt auf 
Grund der neuesten wissen­
schaftlichen Erkenntnisse.
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DAS FURSORGERECHT
Spruchabteilung der Deutschen Zeitschrift für Wohlfahrtspflege

Bearbeitet von Ministerialrat Ruppert, Berlin
Nachdruck der Leitsätze und Fußnoten nur mit Genehmigung des Verlages gestattet

Entscheidungen des Reidisministers des Innern 
in Fürsorgestreitsaclien * *)

FV. § 14 Abs. 1 Satz 1.
Der vorläufig Fürsorge gewährende 

Verband kann von dem endgültig ver­
pflichteten Fürsorgeverband Ersatz der 
gegenüber der Familienpflege höheren 
Kosten der Anstaltspflege eines nicht an­
staltspflegebedürftigen Kindes nur für 
den Zeitraum fordern, innerhalb dessen 
ihm bei ordnungsmäßigem Verhalten die 
Unterbringung des Kindes in Familien­
pflege nicht möglich war. Diese Voraus­
setzung ist nachgewiesen, wenn die Be­
reitstellung einer ausreichenden Zahl von 
Familienpflegestellen vorsorglich von 
langer Hand, also nicht erst im Augen­
blick des Bedarfs, vorbereitet wurde, 
jedoch im wesentlichen aus kriegsbe­
dingten Gründen erfolglos geblieben ist1). 
BFV. Stadt Bochum / BFV. Stadt Hildes­
heim vom 24. Mai 1943, Bd. 1 S. 244.

Gründe:
Die unverheiratete Elisabeth R. wurde 

am 9. Dezember 1938 in der Landes- 
frauenklinik in Bochum von einem Kinde 
— Brigitte — entbunden und dann vom 
Antragsteller zusammen mit ihrem Kinde 
dem Städtischen Kinder- und Säuglings­
heim zugeführt. Am 16. Januar 1939 
wurde sie für ihre Person aus dem Heim 
entlassen, (während das Kind dort weiter­
hin verblieb. Die Aufwendungen für 
Mutter und Kind trug als vorläufig ’’ r- 
pfliohteter Fürsorgeverband der Antrag­
steller. Endgültig fürsorgepflichtiger

*) Die Fundstellen der von Ministerial­
rat Ruppert im Verlag Franz Vahlen- 
Berlin herausgegebenen Sammlung der 
Entscheidungen des Reichsministers des 
Innern in Fürsorgestreitsachen sind hinter 
den Leitsätzen angegeben. Das 2. Bd. I 
abschließende Heft der Sammlung ist vor 
kurzem erschienen.

*) Auf die von dem Antragsteller 
angeführten kriegsbedingten Gründe 
(Kriegseinsatz kinderloser Ehefrauen 
usw.) sei besonders hingewiesen.

Verband ist der Antragsgegner, und 
zwar auf Grund der Vorschrift des § 8 
FV., weil die Kindesmutter im 10. Monat 
vor der Entbindung in Hildesheim den ge­
wöhnlichen Aufenthalt hatte. Der An­
tragsgegner 'hat dem Antragsteller gegen­
über seine Erstattungspflicht an sich an­
erkannt. Er macht aber folgendes 
geltend: Beide Parteien seien dem Ham­
burger Abkommen beigetreten. Dieses 
enthält die Bestimmung, daß der end­
gültig verpflichtete Fürsorgeverband 
Heimpflegekosten für neugeborene Kinder 
für einen Zeitraum bis zu 6 Monaten zu 
erstatten hat und daß er sich demgemäß 
nicht auf die Entscheidungen des BAH. 
Bd. 85 S. 72*) berufen kann. Im vor­
liegenden Falle habe er, der Antrags­
gegner, also nach Ablauf des genannten 
6 - Monatszeitraums nur die billigeren 
Kosten einer Familienpflegestelle zu er­
statten. Der Antragsteller hält das nicht 
für zutreffend. Er verlangt Erstattung 
der Heimpflegekosten über den 6-Monats- 
zeitrauin hinaus mit der Begründung, die 
Beschaffung von geeigneten Familien- 
pflegestellen sei in Bochum infolge der 
dort bestehenden besonderen Verhältnisse 
sehr schwierig und teilweise unmöglich. 
Der BFV. der Stadt Bochum werde als 
vorläufig verpflichteter Verband für un­
eheliche Kinder dadurch in besonderem 
Maße in Anspruch genommen, daß die 
Mütter von außerhalb zur Entbindung in 
die Landesfrauenklinik in Bochum ge­
schickt würden. Nach der Entbindung 
könnte zwar eine große Anzahl der 
Mütter an ihren früheren Aufenthalts­
ort und in ihre frühere Stellung zurück­
kehren, hinsichtlich der Kinder erweise 
es sich aber oft als unmöglich, sie als­
bald unterzubringen. Sie müßten des­
halb in das Städtische Säuglings- und 
Kinderheim aufgenommen werden. Trotz 
Inanspruchnahme der zuständigen NSV- 
Stellen und eigener Bemühungen des BFV. 
sei es kaum noch möglich, für solche 
Kinder Familienpflegestellen aufzutrei-

») DZW. X Sp. 246 a.
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ben. In vielen Fällen müßten die Kinder 
deshalb längere Zeit in dem Heim ver­
bleiben. Die anderweite Unterbringung 
scheitere häufig auch daran, daß die 
Kindesmutter die notwendige Einwilli­
gung versage. In den letzten Jahren sei 
die Beschaffung von Familienpflegestellen 
dadurch noch schwieriger und fast un­
möglich geworden, daß kinderlose Ehe­
paare, die sonst zur Aufnahme von 
Pflegekindern bereit gewesen wären, da­
von Abstand genommen hätten, weil die 
Ehefrau infolge des starken Arbeitsange­
botes Beschäftigung aufgenommen habe. 
Eine weitere Verringerung der Pflege­
stellen sei schließlich dadurch herbei­
geführt worden, daß kinderlose Ehefrauen 
zur Arbeit verpflichtet worden seien, und 
ferner durch die Rationierung der Lebens­
mittel. Unter diesen Umständen sei es 
unerläßlich gewesen, eine 'große Anzahl 
fremder Kinder über die gewöhnliche Zeit 
hinaus im Heim zu behalten, obwohl 
gerade jetzt in dem luftgefährdeten Ge­
biet die Nachfrage nach offenen Heim­
stellen sich verstärkt habe. Im vorliegen­
den Falle habe er bei dem Antrags­
gegner mit Rücksicht auf das Fehlen von 
Privatpflegestellen bereits mit Schreiben 
vom 20. November 1939 die Übernahme 
in eigene Fürsorge angeregt. Der An­
tragsgegner habe die Übernahme auch 
zugesagt; sie sei indessen gescheitert, 
weil die Kindesmutter ihre Einver­
ständniserklärung nicht gegeben habe. 
Daß im Bezirk des Antragsgegners eben­
falls keine Familienpflegestellen zur Ver­
fügung ständen, gehe daraus hervor, daß 
der Antragsgegner die Überführung des 
Kindes in die Städtische Säuglingspflege- 
und Kinderheilanstalt in Hildesheim be­
antragt habe. Das Kind hätte also nach 
Übernahme in die eigene Fürsorge weiter 
in einem Heim verbleiben müssen, so daß 
die Kosten sich nicht verbilligt haben 
würden. Die Auffassung des Antrags­
gegners, daß er nach Ablauf der sechs 
Monate nur noch die Kosten einer 
Familienpflegestelle zu erstatten habe, sei 
unberechtigt; auch der Hinweis auf die 
frühere Rechtsprechung des BAH., könne 
nie’ *■ durchgTeifen, da. sie nur für nor- 
ma.v. Zeitverhältnisse Gültigkeit haben 
könnte. Dem vorläufig verpflichteten 
Fürsorgeverband, der ohnehin durch das 
Bestehen von Entbindungsanstalten in 
seinem Bezirk nüt erhöhtem Zugang an 
Pflegekosten rechnen müsse, könne nicht 
zugemutet werden, die teueren Heim­
pflegekosten endgültig zu tragen, wenn 
ohne sein Verschulden eine Anzahl orts­
fremder Kinder nicht in Familienpflege­
stellen untergebracht werden könnten.

Hinsichtlich der im vorliegenden Falle 
entstandenen Kosten macht der Antrag­
steller die nachstehende Rechnung auf:

1. Heimpflege für Mutter und 
Kind vom 19. 12. 1938 bis
16. 1. 1939 - 29 Tg. je
2,60 RM = .......................... 75,40 RM

2. Heimpflege für das Kind 
vom 17. 1. 1939 bis 8. 12.
1939 = 326 Tg. je 2,— RM = 652,— „ 
vom 9. 12. 1939 bis 8. 4.
1940 = 122 Tg. je 1,80 RM = 219,60 „

947,— RM
Erstattet sind von

a) dem BFV. Stadt
Hildesheim .......  495,40 RM

b) der Kindesmutter 90,— „
Abzusetzen sind für 
Aufnahme- und Ent­
lassungstag (2,60 RM
+1,80 RM = 4,40 RM:
2) =.................... 2,20 „ 587,60 RM

bleiben 359,40 RM
Dementsprechend fordert er vom An­

tragsgegner Zahlung von 359,40 RM 
nebst 6 v. H. Zinsen seit dem 15. August 
1942.

Der Antragsgegner hat Abweisung des 
geltend gemachten Ersatzanspruchs be­
antragt. Nach dem Hamburger Ab­
kommen habe er für die ersten 6 Monate 
die Heimkosten darüber hinaus aber nur 
die billigeren Familienpflegekosten zu 
tragen gehabt und dies dem Antrag­
steller gegenüber auch anerkannt. Das, 
was der Antragsteller hinsichtlich der 
Schwierigkeit, Familienpflegestellen zu 
beschaffen, angeführt habe, sei keine Be­
sonderheit der Stadt Bochum, sondern sei 
fast eine allgemeine Erscheinung. Das 
Vorhandensein der Landesfrauenklinik in 
Bochum mache die Schwierigkeiten in 
Bochum nicht größer, als sie in Hildes­
heim seien. Auch Hildesheim habe zwei 
Krankenhäuser, in denen Entbindungen 
vongenommen würden, und außerdem 
zwei ausgesprochene Entbindungsan­
stalten. Audi hier seien die Frauen in 
den Arbeitsprozeß eingeschaltet worden, 
und zwar in Hildesheim in besonderem 
Maße. Jedenfalls könne der Antrag­
steller nicht verlangen, daß für ihn ein 
Ausnahmezustand anerkannt werde. Im 
übi’igen habe er immer nur behauptet 
aber nicht bewiesen, daß die Beschaffung 
einer geeigneten Pflegestelle tatsächlich 
unmöglich gewesen sei. Jetzt sei das 
Kind bei der Schwester der Kindesmutter 
in Pflege untergebracht, wahrscheinlich 
hätte es dort früher untergebracht wer­
den können. Die Zumutungen, von denen 
der Antragsteller am Schlüsse seiner Be­
gründung spreche, treffe alle BFV., die 
Kranken-, Entbindungs- und Säuglings­
anstalten in ihrem Orte hätten. In kor­
rekter Beachtung der Hamburger Verein­
barung fordere er, der Antragsgegner,
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von endgültig verpflichteten Fürsorgever­
bänden, keine Erstq^tung von Anstalts­
pflegekosten für einen Aufenthalt von 
mehr als 6 Monaten, wenn ihm die Be­
schaffung einer geeigneten Pflegestelle 
bis dahin nicht möglich gewesen sei. 
Nachdem aber der Antragsteller die 
Hamburger Vereinbarung mit ihren über 
das geltende Recht hinausgehenden Zu­
geständnissen nicht anerkennen wolle, 
müsse er, der Antragsgegner, die höchst­
richterlichen Entscheidungen in dieser 
Frage, also auch die Entscheidung des 
BAH. Bd. 85 S. 72 für sich in Anspruch 

nehmen. Im Hinblick auf die dem An­
tragsteller zugesicherte Erstattungspflicht 
wolle er sich jedoch bereit erklären, für 
6 Monate die Anstaltskosten zu über­
nehmen und darüber hinaus den von ihm 
angegebenen Betrag für Kinder in frem­
der Pflege von 30 RM monatlich zahlen. 
Vorsorglich weise er darauf hin, daß er 
diesen Betrag bereits an den Antrag­
steller gezahlt habe. Die Auffassung des 
Antragstellers, daß das Fürsorgerecht 
nur für normale Zeitverhältnisse Gültig­
keit habe, sei nicht zutreffend.

Der Antragsteller hat im Rahmen des 
Hamburger Abkommens den Deutschen 
Gemeindetag um Abgabe eines Gut­
achtens ersucht. Der Antragsteller hat 
es aber abgelehnt, das abgegebene Gut­
achten anzuerkennen.

Unter dem 18. Septemlber 1942 hat der 
Regierungspräsident in Hildesheim, den 
der Antragsteller gemäß § 29 FV. um 
Entscheidung gebeten hat, dahin ent­
schieden :

Der Antrag des BFV. der Stadt Bochum 
auf Erstattung von Heimpflegekosten im 
Betrage von 359,40 RM nebst 6% Zinsen 
durch d?n BFV. der Stadt Hildesheim 
wird abgewiesen.

Zur Begründung führt die Entscheidung 
aus, der Antragsgegner habe die Er­
stattung der höheren Heimpflegekosten 
mit Recht abgelehnt; der Antragsteller 
habe zwar erklärt, die Beschaffung einer 
Pflegestelle für das Kind sei unmöglich 
gewesen, trotzdem sei es ihm gelungen, 
das Kind bei der Schwester der Kindes­
mutter in Pflege zu geben. Die Unter­
bringung wäre offenbar auch schon früher 
möglich gewesen, zumal die Pflegemutter 
bis dahin keiner Beschäftigung nachge­
gangen sei. Die Annahme des Antrag­
stellers, daß das Fürsorgerecht und die 
Hamburger Vereinbarung nur bei nor­
malen Verhältnissen Gültigkeit habe, 
treffe nicht zu; so lange die maßgebenden 
gesetzlichen Bestimmungen nicht geändert 
seien, müßten sie beachtet werden. Diese 
Entscheidung ist dem Antragsteller unter 
dem 23. September 1942 zugestellt worden. 
Mit Schriftsatz vom 25. September 1942 
hat der Antragsteller rechtzeitig Be­

schwerde eingelegt mit dem Anträge, den 
angefochtenen Bescheid aufzuheben und 
dahin zu erkennen, daß der BFV. Stadt 
Hildesheim den Unterschiedsbetrag von 
359,40 RM zu erstatten habe. Mit Rück­
sicht darauf, daß mehrere gleichgelagerte 
Streitfälle vorlägen, sei die Entscheidung 
durch das Reichsministerium des Innern 
angebracht.

Der Antragsgegner hält die Beschwerde 
nicht für begründet.

Es wird im übrigen auf die Vorgänge 
der Parteien Bezug genommen.

Die Beschwerde, die in der angefoch­
tenen Entscheidung zugelassen ist, ist 
rechtzeitig eingelegt. Es liegt auch tat­
sächlich grundsätzliche Bedeutung des 
Falles vor, so daß die Voraussetzungen 
des § 29 Abs. 2 Satz 1 FV. gegeben sind. 
Die Beschwerde ist also zulässig. Sie ist 
sachlich auch begründet.

Daß der Antragsteller auf Grund der 
Vorschrift des § 8 FV. an sich endgültig 
fürsorgepflichtig ist, wird von ihm nicht 
bestritten. Es ergibt sich im übrigen 
auch aus dem beiderseitigen Vorbringen 
der Beteiligten und aus ihren Vorgängen. 
Streitig ist allein die Höhe der zu er­
stattenden Kosten. Sie hängt ab von der 
Frage, ob der Antragsteller rechtlich ge­
halten war, das Kind, sobald das nach 
seinem Entwicklungs- und Gesundheits­
zustand möglich war, aus der Heimpflege 
herauszunehmen und in die billigere 
Familienpflege zu bringen oder ob er es 
auch über den bezeichneten Zeitpunkt 
hinaus in seinem Heim belassen konnte. 
Einer besonderen Vorschrift darüber, 
wann die eine oder die andere Maßnahme 
zu ergreifen ist und wieweit dement­
sprechend die aufgewendeten Kosten er­
stattungsfähig sind, enthalten sich die 
FV. und die RGS. In der Rechtsprechung 
ist aber die zur Erörterung stehende 
Frage in einer langen Reihe von Einzel­
fällen nach den verschiedensten Seiten 
hin erörtert und so geklärt worden, daß 
keine Zweifel mehr bestehen (vgl. die 
Zusammenstellung bei Baath-Kneip-Lang- 
lotz Fürsorgepflicht Bemerkungen zu § 16 
FV. unter Ziff. 2 „unnötige oder er­
stattungsunfähige Anstaltsunterbringung“ 
— 13. Auflage S. 227/228). Auszugehen 
ist davon, daß nur Personen, die tatsäch­
lich der Anstaltspflege bedürfen, in An­
staltspflege gebracht oder belassen wer­
den sollen; in anderen Fällen ist Fa­
milienpflege oder eine sonstige Form 
der offenen Fürsorge anzuwenden. Dem­
entsprechend sind dann, wenn vom vor­
läufig fürsorgepflichtigen Verband hilfs­
bedürftige, aber nicht der Anstaltspflege 
bedürfende Personen in einer Fürsorge­
anstalt untergebracht werden, die Mehr­
kosten, die durch die Unterbringung in 
der Anstalt gegenüber den im Falle
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offener Fürsorge entstehenden Kosten er­
wachsen, nicht erstattungsfähig (vgl. die 
Entscheidungen des Bundesamts für das 
Heimatwesen Bd. 80 S. 791) und 84 
S. 242)). Nach diesen Gesichtspunkten 
regelt sich auch die Unterbringung von 
Kindern in Anstalten und die Erstattungs­
fälligkeit der Anstaltspflegekosten für sie. 
Es gehört zum sachgemäßen Handeln 
eines Fürsorgeverbandes, Kinder in Fa­
milienpflege zu geben, wenn sic wesent­
lich preiswerter ist und wenn keine be­
sonderen Gründe für Anstaltspflege — 
z. B. Schwächlichkeit, körperliche oder 
geistige anormale Verfassung, Krank­
heit — vorliegen (vgl. u. a. Entscheidungen 
des Bundesamts Bd. 85 S. 72 und S. 181 
sowie des Bayer. VerwGerichtshofs Bd. 57 
S. 154).

Grundsätzlich betrachtet kann hiernach 
über die Verpflichtung des vorläufig für­
sorgepflichtigen Verbandes, rechtzeitig 
für Überführung eines Kleinkindes aus 
der Heimpflege in Familienpflege zu 
sorgen, kein begründeter Zweifel be­
stehen. Darüber, ob die Herausnahme 
aus der Heimoflege nicht schon früher 
als 6 Monate nach der Geburt des Kindes 
hätte geschehen sollen, bedarf es hier 
keiner Entscheidung, denn der Antrags­
gegner macht für die ersten 6 Monate 
nach der Geburt des Kindes wegen der 
Mehrkosten mit Recht keinen Einwand. 
Was die hier allein streitige Zeit über 
die ersten 6 Monate hinaus angeht, so ist 
vorweg festzustellen, daß keine beson­
deren Umstände der obenbezeichneten Art 
ersichtlich sind, die eine verzögerte Her­
ausnahme aus der Heimpflege rechtfer­
tigen könnten. Der Antragsteller beruft 
sich indessen allgemein auf den Mangel 
an Familienpflegestellen in seinem Bez.rk. 
Er führt an, der Mangel an Familien­
pflegestellen sei so stark gewesen, daß 
ihm dadurch eine rechtzeitige Überfüh­
rung des Kindes in Familienpflege un­
möglich gemacht sei. Dazu ist zu sagen: 
Wenn ein tatsächlich so weitgehender 
Mangel an Familienpflegestellen in dem 
Bezirk eines Fürsorgeverbandes besteht, 
er auch nicht auf Säumnis des Fürsorge- 
verbandes zurückzuführen ist, so entfällt 
damit die Möglic >keit der rechtzeitigen 
Überführung in Heimpflege und damit 
der Verbilligung der Unterbringung. Dem 
Fürsorge verband kann unter solchen Um­
ständen nicht der Vorwurf unsach­
gemäßen Handelns gemacht werden. Er 
verliert den Erstattungsansprudh hin­
sichtlich der durch Keimpflege erwachse­
nen Mehrkosten nicht. So liegen aber die 
Verhältnisse hier. Wie das Vorbringen 
des Antragstellers und seine Vorgänge er-

») DZW. VIII F. Sp. 88.
5) DZW. X Sp. 99 a.

geben, bestand für die in Frage kom­
mende Zeit tatsächlich ein Mangel an 
Familienpflegestellen im Bezirk des An­
tragstellers, der sich so stark geltend 
machte, daß eine rechtzeitige Überfüh­
rung des Kindes in Familienpflege daran 
scheiterte. Nach seinen Vorgängen kann 
dem Antragsteller nicht der Vorwurf ge­
macht werden, die Vorsorge für geeignete 
Familienpflegestellen lässig betrieben zu 
haben. Es bedarf aber in dieser Bezie­
hung hier — zumal im Hinblick auf die 
Entscheidung des BAH. Bd. 85 S. 72, der- 
die normalen Verhältnisse der Friedens­
zeit zugrunde liegen — d°r Klarstellung, 
daß der vorläufig sorgende Verband, 
wenn anerkannt werden soll, daß er seine 
Pflicht zur Beschaffung von Familien­
pflegestellen ausreichend erfüllt hat, die 
erforderlichen Maßnahmen zur Bereit­
stellung solcher Pflegestellen nicht bis 
zum Zeitpunkt des Bedarfs aufschieben 
und dann erst in Angriff nehmen darf, 
daß er sie vielmehr vorsorgend von 
langer Hand vorbereitet haben muß. Er 
hat als Fürsorgeverband eir. für allemal 
damit zu rechnen, daß er häufiger vor 
die Frage gestellt sein wird, Kinder 
unterzubringen, und hat rechtzeitig dafür 
Sorge zu tragen, daß ihm solche Stellen 
zur Verfügung stehen. Nur dann und in­
soweit läßt sich eine wegen Mangel an 
Familienpflegestellen verzögerte Über­
führung eines Kindes aus der Heimpfleg i 
entschuldigen, wenn der Fürsorgeverband 
in der bezeichneten Weise vorsorgend 
ausreichend sich bemüht hat. So liegen 
die Dinge aber beim Antragsteller für 
den hier zur Erörterung stehenden Fall. 
Säumnis in den Bemühungen zur Be­
hebung des Mangels kann ihm nicht vor­
geworfen werden. Es ist nicht außer 
Betracht zu lassen, daß der Mangel an 
Familienpflegestellen zu einem wesent­
lichen Teil auf Gründen beruht, die zeit­
bedingt sind und außerhalb des Ein­
flusses des Fürsorgeverbandes stehen; 
die streitige Zeit fällt im wesentlichen in 
die Kriegszeit.

Wenn unter diesen besonderen Um­
ständen die Mehrkosten für den Heim­
aufenthalt für eine begrenzte Zeit zu­
gebilligt werden, so ist damit dem An­
tragsteller nicht, wie der Antragsgegner 
meint, eine Ausnahmestellung eingeräumt. 
Es handelt sich hier lediglich um eine 
Fri ge, bei deren Entscheidung die Pflich­
ten und Rechte des vorläufig sorgenden 
Verbandes nur dann richtig bemessen 
werden können, wenn die in seinem Be­
zirk vorliegenden Verhältnisse ausrei­
chend gewürdigt werden.

Hiernach war unter Änderung der an­
gefochtenen Entscheidung dem Begehren 
des Antragstellers, wie geschehen, statt­
zugeben.
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ASTRALUX-TIEFENSTRAHLER
das Universalgerät der Wärmetherapie

Tiefenstrahler— Blaulicht 
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Verlangen Sie Flugblatt Nr. 61 
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von Räumen und Gegenständen
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Sfrellengnzeigen

Für die Landeserziehungsanstallen der 
Provinzialverwallung Obersehlesien 
werden Erziehunusleiter, Erzic- 
hungsleiterinnen. Berufsschullehrer 
sowie Erzieher und Erzieherinnen 
gesucht. Die Erziehungsleiter müssen 
eine abgeschlossene pädagogische 
Ausbildung nachweisen. Als Er/.ie- 
hungsleilerinnen kommen insbeson­
dere Volkspflegerinnen und Jugend- 
ieiterinnen, aber auch Kindergärtne- 
r-nnen mit langjähriger Tätigkeit in 
Betracht. Die Berufsschullehrer wer­
den für je eine Gewerbliche - und 
Landwirtschaftliche Berufsschule ge­
sucht. Die Erzieher sollen rach Mög­
lichkeit handwerkliche bzw. landwirt­

schaftliche Kenntnisse besitzen. Die 
Vergütung erfolgt nach der TO. A. 
Aufstiegsmöglichkeiten sind vorge­
sehen. Bewerbungen siud zu richten 
an: Oberpräsidenten (Verwaltung des 
OberschlcsischenProvinzialverbandes) 
in Kattowitz, Emmastr. 12.

Sachbcarbeiter(in) zur Bearbeitung von 
Familienunterhaltssachen -t^jfür das 
Volkspflegeamt sofort gesucht. Be-Volkspflegeamt sofort gesucht. Be­
soldung nach Vergütungsgruppe VII 
TO. A. mit ' Aufrückungsmöglichkeit 
nach Vergütungsgruppe VI b TO. A. 
Bewerber, die zur selbständigen Sach- 
bearheitung befähigt sind, bitte ich 
um sofortige Einreichung der Bewer­
bungsunterlagen Der Landrat des 

aises Gnesen (Warthegau)Kr<

Barackenmöbel
H. TrenzingdWff’ Hannover 
Augustensti^Jl Tel. 22166

'Täbrih Zu/» Stempel 
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Die wichtigsten Voraussetzungen für ein gutes Arzneimittel

Jahrzehntelange Erfahrung 

Intensive Forschungsarbeit 

Gewissenhafte Prüfung

CHEM. PHARM. WERK G.M.B.H. BERLIN
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DAS FURSORGERECHT
Spruchabteilung der Deutschen Zeitschrift für Wohlfahrtspflege

Bearbeitet von Ministerialrat Ru ppert, Berlin
Nachdruck der Leitsätze.undFußnoten nur mit Genehmigung des Verlages gestattet

Entscheidungen des Reichsministers des Innern 
in Fürsorgestreitsachen*)

FV. § 15. 3 Wochen bis zum 6. Dezember 1937 auf;
Eine 70jährige Witwe muß seit 11 Jahren dann bei Johann M. in Stapel (Kr. Leer);

von der öffentlichen Fürsorge laufend alsdann bei ihrer Stieftochter, der Witwe
unterstützt werden. Diese laufende Unter- Bruns in Bad Zwischenahn (Kr. Wester­
stützung ist durch eine 13monatige unter- stede) einige Tage; bei Bernhard G. in
stützungsfreie Zeit unterbrochen worden. Ihausen (Kr. Westerstede) vom 1. Januar
Während ihr ist die Witwe abgesehen von 1938 bis 4. Februar 1938..; bei ihrem Schwa-
einem dreimonatigen mißglückten Arbeits- ger Jann H. in Selverde (Kr. Leer) vom
versuch von Verwandten und Freunden 1. Mai 1938 bis 6. Juni 1938; bei Johann
stets wechselnd wenige Wochen oder auch M. in Stapel (Kr. Leer) vom 6. Juni 1938
nur Tage unterhalten worden. Infolge der bis 30. August 1938; bei GerdW. in Remels
durch ihr Alter bedingten geistigen und vom 30. August bis 4. September 1938; so-
körperlichen Schwäche kann sich die Witwe dann bei Heinrich R. in Ockenhausen (Kr,
nicht einmal mehr durch leichte Hilfsarbeit Leer) und anschließend bei ihrem Bruder
im Haushalt ihren Lebensunterhalt ver- G. in Ockenhausen. Am 9. September 1938
dienen. Bei diesem Sachverhalt ist trotz wurde sie schließlich vom Bürgermeister
der langen unterstützungsfreien Zeit fort- in Remels, bei dem der Bruder vorstellig
gesetzte Hilfsbedürftigkeit im Sinne des geworden war, als hilfsbedürftig und ob-
§ 15 FV. zu bejahen. BFV. Landkreis dachlos in dem Wohlfahrtsheim in Rhaude-
Leer/LFV. Provinz Hannover v. 31.3.1943, moor untergebracht, wo sie seitdem lebt.
Bd. 1 S. 209. Dem Antragsteller sind in der Zeit vom

Gründe: 9. September 1938 bis 31. Dezember 1939
Die Ehefrau Elise W., geboren am 8. Ok- insgesamt 618,02 RM Unkosten entstanden, 

tober 1873 in Warsingsfehn (Kreis Leer), Diese verlangt er vom Antragsgegner er- 
also im Bezirk des Antragstellers, wohnte stattet. Zur Begründung führt er an: Die 
in Remels (Krs. Leer). Im Jahre 1931 Witwe W. habe in derZeit vom 17. August 
starb ihr Ehemann. Sie wurde hilfsbedürf- 1937 bis zum 9. September 1938 keine Un- 
tig und mußte seit 1932 vom Antragsteller terstützung erhalten. Sie sei in dieser Zeit 
laufend unterstützt werden. Am 20. August nicht hilfsbedürftig gewesen, sondern habe 
1937 mußte sie ihre Wohnung in Remels sich teils durch eigene Arbeit, teils als 
räumen, weil sie der Vermieter für sich Besuch bei Verwandten und Bekannten 
selbst brauchte. Die Möbel wurden in durchgebracht. Einen gewöhnlichen Auf- 
Ockenhausen (Krs. Leer) teils bei dem enthalt habe sie nicht gehabt; denn die Be- 
Brudcr Dietrich G. und teils bei Heinrich suchsaufenthaltc seien immer nur vorüber- 
R. untcrgcstcllt. Am 17. August 1937 er- gehend und von kurzer Dauer gewesen, 
hielt die Witwe W. die letzte Unter- Die Witwe W. in dem Heim unterzubrin- 
stützung ausbezahlt; dann trat sie eine gen, sei geboten gewesen; denn sie habe 
Arbeitsstelle bei dem Kolonisten D. in mit Rücksicht auf ihr Alter und ihren kör- 
Bokel i. O., die ihr Bruder ihr vermittelt perlichen und seelischen Zustand nicht 
hatte, an. Diese Stelle mußte sic aber nach • mehr einen eigenen Haushalt führen 
etwa 3 Monaten wegen Krankheit wieder können. Anstaltsmäßige Betreuung sei er- 
aufgeben. Sic hatte .keine Wohnung, war forderlich gewesen; sie sei eine alte ge- 
mittcllos und mußte sich nun bei Ver- brechliche Frau. Die Vorschrift des § 15 
wandten und Bekannten besuchsweise auf- FV. komme nicht in Frage, weil der Zeit­
halten. In den einzelnen Haushalten ver- raum, in dem sie ohne Unterstützung ge­
richtete sic, solange sie dort war, leichte blieben sei, zu lang sei.
Hausarbeit. So hielt sic sich bei ihrem Der Antragsteller hat dementsprechend 
Schwiegersohn in Petersfehn i. O. etwa beantragt zu entscheiden, daß der Antrags- 

•) Die Fundstellen für die Sammlung gegner ihm 618,02 RM erstatte und die ab 
der Entscheidungen des Reichsministers des 1. Januar 1940 weiterhin entstandenen Für- 
Inncm in Fürsorgestreitsachen sind hinter Sorgeaufwendungen für die Witwe W. 
den Leitsätzen angegeben. übernehme.
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Der Antragsgegner hält sich nicht für er­
stattungspflichtig. Er macht geltend: Die 
Aufnahme der Witwe W. in ein Heim sei 
nicht nötig gewesen. Es handele sich zwar 
um eine alte Frau, aber doch immerhin um 
eine solche, die noch eine gewisse Arbeits­
kraft besitze und durch leichte Haus­
arbeiten sich ihren Lebensunterhalt ver­
dienen könne. Jedenfalls liege keine An­
staltspflegebedürftigkeit vor. Der Antrag­
steller hätte sich also auf Geldunterstützung 
beschränken können. Wenn ihre Unter­
bringung in einer Wohnung auch schwierig 
gewesen sei, so sei es doch Sache der Für­
sorge gewesen, diese Schwierigkeit zu be­
heben. Zu mindestens sei die Unterbrin­
gung in einer Anstalt auf die Dauer nicht 
notwendig gewesen. Auch der Deutsche 

'Gemeindetag habe, um ein Gutachten an­
gegangen, sich dahin geäußert, ein Hilfs­
bedürftiger, dessen Hilfsbedürftigkeit durch 
Gewährung von Obdach und Kost be­
seitigt werden könne, werde nicht da­
durch zum Anstaltspflegling, daß ihm 
beides in einer Fürsorgeanstalt gewährt 
würde. Schließlich sei noch darauf hinzu­
weisen, daß unter diesen Umständen die 
Witwe W. in Remels nach ihrem Zuzug im 
September 1938 den gewöhnlichen Aufent­
halt begründet habe, wenn nämlich das 
Wohlfahrtsheim in Rhaudemoor ihr nicht 
als Anstalt gedient habe. Im übrigen 
komme eine Erstattungspflicht des Antrags­
gegners auch deshalb nicht in Frage, weil 
die Voraussetzungen des § 15 FV. zu 
Lasten des Antragstellers vorlägen. Es 
handele sich zwar um einen langen 
Zeitraum, der zwischen den beiden Un­
terstützungsperioden liege-, es sei aber 
dabei zu berücksichtigen, daß die um­
schließenden Unterstützungszeiten-sehr be­
trächtlich seien; außerdem komme es nicht 
in Frage, daß die Witwe W. jemals wieder 
sich aus eigener Kraft und ohne Unter­
stützung aus Fürsorgcmittcln werde unter­
halten können.

Demgegenüber weist der Antragsteller 
noch darauf hin, daß eine Unterbrechung 
der Hilfsbedürftigkeit der Witwe W. schon 
deshalb eingetreten sei, weil sic ein Viertel­
jahr lang eine Stellung innc gehabt und 
von dem Verdienst gelebt habe; sie sei 
also nicht nur vorübergehend in den wirt­
schaftlichen Arbeitsprozeß eingegliedert 
gewesen, ihre Hilfsbedürftigkeit sei viel­
mehr durch die Arbeitsperiode endgültig 
behoben worden. Ihren gewöhnlichen Auf­
enthalt im Bezirk des Antragstellers habe 
sie aufgegeben und nicht wieder begrün­
det. Die Bindungen, die die Witwe W. in 
sonstiger Beziehung an den Landkreis Leer 
habe, seien fürsorgercchtlich nicht von Be­
deutung. Es sei auch noch darauf hinzu­
weisen, daß die Hamburger Vereinbarung 
schon eine unterstützungsfreie Zeit von

*

einem Monat als die Hilfsbedürftigkeit 
unterbrechend ansehe.

Nachdem die Inanspruchnahme der Ver­
mittlung des Deutschen Gemeindetages 
nicht zum Ziele geführt hat, hat der An­
tragsteller die Entscheidung des Oberpräsi­
denten der Provinz Hannover angerufen. 
Dieser hat seinen Antrag abgewiesen, je­
doch die Beschwerde zugelassen. Zur Be­
gründung führt er aus, die Voraussetzun­
gen des § 15 FV. lägen vor. Die Witwe 
\V. sei in der Zeitspanne vom August 1937 
bis September 1938 hilfsbedürftig geblie­
ben. Endgültig fürsorgepflichtig sei der 
Antragsteller.

Gegen diese Entscheidung hat ’der An­
tragsteller Beschwerde eingelegt. Er .wie­
derholt sein früheres Vorbringen und 
macht noch geltend: Nach dem Erlaß‘-des 
Reichsarbeitsministers zur Durchführung 
der Verordnung über die Arbeitslosenhilfe 
vom 11. September 1939 (Deutscher Reichs­
anzeiger Nr. 213 vom 13. September 1939) 
ständen noch alle Personen dem Arbeits­
einsatz zur Verfügung, die mindestens Va 
arbeitseinsatzfähig seien. Die Witwe W. 
sei mindestens noch Va arbeitsfähig ge­
wesen. Außerdem sei die Zeit von rund 
13 Monaten viel zu lang, als daß man die 

'Hilfsbedürftigkeit als fortbestehend an- 
sehen könne. Es würde eine Überspan­
nung- eines an sich richtigen Gedankens 
bedeuten, wenn man eine solche’Zeit nicht 
als einen Pflegefall unterbrechend ansehen 
wolle.

Der Antragsgegner hält die ergangene 
Entscheidung für zutreffend.

Die Beschwerde, die in der angefoch­
tenen Entscheidung zugelassen ist, ist recht­
zeitig eingelegt. Es liegt auch Grundsätz­
lichkeit im Sinne des § 29 Abs. 2 Satz 1 
FV. vor. Die Beschwerde ist also zulässig. 
Sie ist sachlich aber nicht begründet.

Die Hilfsbedürftigkeit der Frau W., die 
vom Antragsteller seit dem Jahre 1932 bis 
zum 17. August 1937 laufend unterstützt 
worden war, trat erneut unmittelbar vor 
oder mit der Aufnahme in das Wohlfahrts­
heim Rhaudemoor — am 9. September 1938 
— hervor. An sich greift in Fällen dieser 
Art die Vorschrift des § 9 Abs. 2 FV. 
Platz. Danach ist für Personen, die wäh­
rend eines Anstaltsaufenthalts, gleichviel 
zu welcher Zeit, also auch schon bei ihrem 
Eintritt hilfsbedürftig sind oder es bei 
ihrer Entlassung werden, derjenige BFV. 
endgültig fürsorgepflichtig, in dem sie un­
mittelbar vor der A'.staltsaufnahme oder 
mit unerheblichem Zwischenaufenthalt ihren 
gewöhnlichen Aufenthalt gehabt haben. 
§ 9 ist jedoch nur dann zur Anwendung 
zu bringen, wenn beim Eintritt* in eine 
Anstalt oder im Laufe oder bei Beendi­
gung des Anstaltsaufenthalts die Hilfs­
bedürftigkeit im Rechtssinne beginnt. Sein 
Geltungsbereich erstreckt sich nicht auf
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den Fall, daß sich eine bereits bestehende 
Hilfsbedürftigkeit beim Eintritt in eine 
Anstalt fortsetzt; im letzteren Falle geht 
§ 15 dem § 9 vor (vgl. Entsch. BAH. Bd. 86 
S. 88’) und Bd. 89 S. 100 auf S. 102). 
Wenn also die Hilfsbedürftigkeit der 
Witwe W., die seit 1932 .bis zum 17. August 
1937 bestand und laufende Unterstützung 
von Seiten des Antragstellers veranlaßte, 
im Rechtssinne als nicht unterbrochen an­
zusehen ist, so ist der Antragsteller selber 
für die erneut hervorgetretene Hilfsbedürf­
tigkeit endgültig fürsorgepflichtig. Das ist 
in Übereinstimmung mit der Ingefochtenen 
Entscheidu

Die Aus 
zur Begrü)
nämlich eine. Unterbrechung des Fürsorge­
falles eingetreten sei,' macht, sind jedenfalls 
insoweit zutreffend, als in aller Regel ein 
unterstützungsfrei verbrachter Zeitraum von 
12 Monaten und 23 Tagen wie im vor­
liegenden Falle vorher bestandene Hilfs­
bedürftigkeit unterbricht. Parüber hinaus 
steht aber hier die Frage zur Entscheidung, 
ob besonders gelagerte Umstände im Ein­
zelfall eine Ausnahme von der erwähnten 
sonst allgemein geltenden Regel rechtferti­
gen können. Diese Frage ist zu bejahen. 
Im Hinblick auf die Persönlichkeit .der 
Witwe W. und die Verhältnisse, in denen 
sie jahrzehntelang gelebt hatte und die 
weiteren Jahre ihres Lebens, zu verbringen 
hat, ist eine sonst nicht gewöhnliche Häu­
fung von Umständen festzustellen, die aufs 
ganze gesehen, die Annahme fortgesetzter 
Hilfsbedürftigkeit im vorliegenden Falle 
nicht nur rechtfertigen, sondern erfordern.

Die Witwe W. ist im Bezirk des Antrag­
stellers geboren und hat einen großen Teil 
ihres Lebens dort zugebracht. Sie ist durch 
Verwandte und Bekannte in besonderem 
Maße mit ihrer Heimat verbunden und 
kann in keiner Weise der Bevölkerung zu­
gerechnet werden, die man als nichtseßhaft 
bezeichnet. Sie ist eine recht erhebliche 
Zeit hindurch, nämlich vom Jahre 1932 
bis gegen Ende August 1938 wegen Hilfs­
bedürftigkeit vom Antragsteller unterstützt 
worden. Infolge ihres Alters ist sie, wie 
den Vorgängen des Antragstellers zu ent­
nehmen ist, geistig und körperlich ge­
schwächt und nicht mehr imstande, sich 
durch eigene Arbeit — sei es auch nur 
durch leichte Hilfsarbeit in einem Haus­
halt — zu unterhalten. Sie wird von dem 
zuständigen Bürgermeister aus genauer 
Personenkenntnis als alte, gebrechliche 
Frau bezeichnet, die nicht-mehr imstande 
ist, sich in einem’ eigenen Unterkommen 
selber zu bewirtschaften. Schon in der 
unterstützungsfrei verbrachten Zeit war 
dieser Zustand fcstzustellcn. Der Versuch, 
in Bokel einem Kolonisten den Haushalt

’) DZW. XI Sp. 269 a.
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ng zu bejahen.^
führungen, die ‘der Antragsteller 
idung seines Standpunktes, daß

zu führen, scheiterte nach kurzer Zeit an 
ihrem durch Krankheit und Gebrechlich­
keit veranlaßten Unvermögen; es blieb 
also — fürsorgerechtlich gesehen — ein 
mißglückter Arbeitsversuch. In keiner Weise 
bestand auch nur geringe Aussicht, daß in 
alledem jemals wieder eine Besserung ein- 
treten könte. Alles sprach dagegen. Sie 
wäre schon nach wenigen Wochen wieder 
der öffentlichen Hilfe anheimgefallen, 
wenn sie nicht nacheinander bei ihren in 
der dortigen Gegend ansässigen zahlreichen 
Verwandten und Bekannten jeweils auf 
einige wenige Wochen oder auch nur Tage 
Unterkommen und Verpflegung gefunden 
hätte. Wenn sie auch wenigstens hier und 
da versucht haben mag, in dem Haushalt, 
in dem sie jeweils war, Ifeichte Hilfsarbeiten 
zu verrichten, so kann doch daran kein 
Zweifel sein, daß ihr lediglich aus Mitleid
Unterkommen und Verpflegung gewährt 
wurde. Sie hat ihren Unterhalt, wie der 
Bürgermeister von Remels sagte, „erbettelt“, 
und wurde gesehen, wie sie am Straßen­
graben saß und aß. Nur so ist eS er­
klärlich, daß ihr Bruder in. Ockenhausen 
sie schließlich auch auf kürzeste Zeit nicht 
mehr behalten konnte und wollte, sondern 
beim Bürgermeister in Remels erschien und 
„energisch“ Eingreifen der Wohlfahrts­
behörde forderte. Er wartete dieses Ein­
greifen dann gar nicht mehr ab, sondern 
brachte seine Schwester noch an demselben 
Tage von sich aus in das Wohlfahrtsheim 
in Rhaudemoor. Der Bürgermeister ver­
anlaßte sodann am nächsten Tage die 
ordnungsmäßige Aufnahme. Pie Witwe 
W. lebt noch heute im Wohlfahrtsheim 
und es ist nicht daran zu denken, daß sie 
jemals wieder ohne öffentliche Hilfe wird 
auskommen können.

Unter diesen Umständen ist festzustellen, 
daß abgesehen vielleicht von einzelnen 
wenigen und ganz kurzen — fürsorge- 
rechtlich unerheblichen — Zeitspannen die 
Witwe W. die ganze Zeit, also die 12 Mo­
nate und 23 Tage hindurch sich in einem 
Zustande befunden hat, der das Eingreifen 
der öffentlichen Fürsorge mit laufender 
Unterstützung gerechtfertigt hätte. Bei 
dieser besonders gearteten Sachlage sind 
trotz der Länge der unterstützungsfreien 
Zeit die Voraussetzungen des § 15 FV. 
in Übereinstimmung mit der angefoch­
tenen Entscheidung zu bejahen. Da, wie 
schon ausgeführt, die Vorschrift des § 15 
FV. der des § 9 Abs. 2 FV. vorgeht (vgl. 
auch Baath-Kneip-Langlotz Fürsorgepflicnt 
13. Aufl. S. 149 Bemerkungen zu § 9 
unter X Zlff. 3), ist damit der Antrag­
steller endgültig fürsorgepflichtig. Sein Er­
stattungsanspruch und die gegen die Ent­
scheidung der I. Rechtsstufe eingelegte Be­
schwerde sind unbegründet. Es war des­
halb wie geschehen zu entscheiden.
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FV. § 18 Abs, 3.
Die Voraussetzung der Sicherungsan- 

meldung, daß der ersatzpflichtige Fürsorge­
verband nicht ermittelt werden konnte, ist 
nicht gegeben, wenn es dem vorläufig Für­
sorge gewährenden Fürsorgeverbande bei 
ordnungsmäßigem Verhalten möglich ge­
wesen wäre, die endgültige Fürsorgepflicht 
rechtzeitig zu klären (Versäumnis der Her­
anziehung von Fürsorgeerziehungsakten, 
die über endgültige Fürsorgepflicht Auf­
schluß gegeben hätten). BFV. Hansestadt 
Hamburg / BFV. Landkreis Greifswald vom 
4. Februar 1942. Bd. 1 S. 135.

Gründe:
Der Antragsteller verlangt vc^m An­

tragsgegner Erstattung von Fürsorgekosten, 
die er als vorläufig verpflichteter Für­
sorgeverband für Margarete G. in der Zeit 
vom 20. September 1935 bis 29. März 1937 
aufgewendet hat. Zur Begründung macht 
er geltend, daß Margarete G. im Bezirk 
des Antragsgegners ihren gewöhnlichen 
Aufenthalt gehabt habe und von dort im 
Jahre 1924 in Fürsorgeerziehung gekommen 
und seitdem dauernd anstaltspflegebedürf­
tig oder hilfsbedürftig gewesen sei. Es 
handle sich also um einen 'einheitlichen
Fürsorgefall ab 20. September 1933. Der 
Antragsgegner sei endgültig fürsorgepflich­
tig auf Grund der Vorschrift des § 9 Abs. 2 
in Verbindung mit § 7 Abs. 2 Satz 1 Halb­
satz 1 FV. Der Antragsteller hat seinen 
Ersatzanspruch mit Schreiben vom 27. De­
zember 1933 bei seiner damaligen Auf­
sichtsbehörde, dem Senat in Hamburg, an­
gemeldet. Bei dem Antragsgegner hat er 
erst mit Schreiben vom 28. November 1938 
die nicht verjährten ab 1. Januar 1936 bis 
29. März 1937 entstandenen Kosten in 
Höhe von 548,30 RM geltend gemacht. Der 
Antragsgegner hält sich nicht für erstat­
tungspflichtig. Margarete G. habe ab 
31. März 1933 den gewöhnlichen Aufent­
halt in seinem Bezirk verloren. Abgesehen 
davon sei die Sicherungsanmeldung im 
vorliegenden Falle nicht geeignet, den Er­
stattungsanspruch zu wahren.

Durch Entscheidung vom 26. Juni 1941 
hat der Regierungspräsident in Stettin da­
hin erkannt: „Die Klage wird abgewiesen.“ 
Zur Begründung hat er ausgeführt, daß 
die Voraussetzungen einer gültigen Siche­
rungsanmeldung nach § 18 Abs. 3 FV. 
nicht vorhanden seien. Wegen der grund­
sätzlichen Bedeutung des Falls hat die an- 
gefochtene Entscheidung die Beschwerde 
zugelassen.

Gegen diese Entscheidung, die dem An­
tragsteller am 2. Juli 1941 zugestellt ist.

hat er mit Schriftsatz vom 12. Juli "1941, 
eingegangen bei der Regierung in Stettin 
am 15. Juli *1941, Beschwerde eingelegt. Er 

'hält die augefochtene Entscheidung nicht 
für zutreffend. Der Antragsgegner bean­
tragt, die Beschwerde zurückzuweisen.

Die Beschwerde ist hiernach fristgerecht 
eingelegt. Sie ist im Hinblick darauf, daß 
sie in der angefochtenen Entscheidung zu­
gelassen ist und tatsächlich grundsätzlich 
im Sinne des § 29 FV. vorliegt, auch zu­
lässig. ln sachlicher Beziehung konnte sie 
indessen keinen Erfolg haben. Den Aus­
führungen der angefochtenen Entscheidung 
über die Zulässigkeit und Wirksamkeit der 
Sicherungsanmeldung ist durchweg beizu­
treten. Wie die Nachprüfung des Sach­
verhalts im einzelnen ergibt, treffen die 
Feststellungen der angefochtenen Entschei­
dung zu. Der Antragsteller hat es hier­
nach an der nötigen Sorgfalt und Be­
schleunigung bei der Ermittelung des end­
gültig fürsorgepflichtigen Verbandes fehlen 
lassen. Hätte er diese Ermittelungen von 
vornherein einheitlich und zweckent­
sprechend in Angriff genommen, so hätte 
er den endgültig fürsorgepflichtigen /Ver­
band ohne besondere Schwierigkeiten recht­
zeitig ermitteln können (vgl. Entsch. des 
Bundesamts f. d. Heimatwesen Bd. 96 S.42 
besonders auf S. 45 unten und 44 oben1). 
Wenn der Antragsteller demgegenüber zur 
Begründung seiner Beschwerde geltend 
macht, seine Ermittelungen seien sachgemäß 
durchgeführt worden, so kann dem nicht 
beigetreten werden. Es ist in dieser Be­
ziehung darauf hinzuweisen, daß der An­
tragsteller nach seinen eigenen Vorgängen 
darüber unterrichtet war, daß Margarete 
G. vom 25. Januar 1930 bis 3. Januar 1933 
als Fürsorgezögling in der Provinzial-Heil- 
anstalt Treptow (Rega) gewesen war. Hätte 
er die Akten dieser Anstalt alsbald herbei­
gezogen, so wäre auf dem kürzesten Wege 
Klarheit darüber geschaffen worden, 
welcher Verband endgültig fürsorgepflich­
tig ist. Bei dieser Sach- und Rechtslage hat 
die angefochtene Entscheidung die Wirk­
samkeit der Sicherungsanmeldung mit Recht 
verneint. Es trifft auch nicht zu, daß die 
angefochtene Entscheidung die endgültige 
Fürsorgepflicht nicht eindeutig festgelegt 
habe. Soweit dies für die Erörterung der 
Voraussetzungen des § 18 FV. nötig war, 
ist es geschehen. Nach alledem kann die 
Beschwerde nicht als sachlich begründet 
angesehen werden. Sie war, wie geschehen’, 
zurückzuweisen.

’) DZW. XVII Sp. 60 b besonders Sp.61a 
Z. 20 ff. v. u.
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zur geruchlosen und geruchbeseitigenden Desinfektion
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DEUTSCHE © REICHSPOST

Barackenmöbel
H. Trenzinger, Hannover 
Augustenstr. 4 Tel. 22 1 66

Fabrik für Stempel 
Schilder 
Gravuren
Fattaden-Schriften

H. Düwel
BRAUNSCHWEIG ■ Wllhelmstr. 2 ■ Ruf 3195

Im Gau Moselland werden laufend Volks­
pflegerinnen für die Aufgabengebiete 
der Jugendhilfe und Familienhilfe in den 
Kreisämtem gesucht. Besoldung erfolgt 
nach NSV. Reichstarif. Bewerbungen 
mit Lebenslauf, begl. Zeugnisabschrif­
ten, Lichtbild sind zu richten an: Gau­
amt f ür Volks Wohlfahrt, Hauptstelle Per­
sonal, Koblenz, Hindenburgstr. 8.

Psychologe oder Psychologin f ür grösseres 
Aufgabengebietin der Erziehungsarbeit 
an der gefährdeten Jugend zu sofort oder 
später gesucht. Bewerbungen sind unter 
E 95 an die Anzeigenabteilung d. Verl. 
(15)Langensalza,Steinwegl2zu richten.

Staatl. anerk. Volkspfleger, langjährige 
leitende Tätigkeitaufallen Gebietender 
"Wohlfahrtspflege und Jugendhilfe über­
nimmt Leitung eines Jugendamtes oder 
leitende Tätigkeit in einem Gaujugend­
amt. Angebote unter E 152 an die An­
zeigenabteilung d. Verlages (15) Langen­
salza, Steinweg 12.

Leiterin f. ländliches Mädchenerziehungs­
heim (30 Mädchen v. 14 —18 Jahren) in 
Ostpr. (Samland) sofort oder später 
gesucht. Vergütung nach Übereinkom­
men. Bewerbungen mit lückenlosen Un­

lagen an Oberbürgermeister der Stadt 
nigsberg (Pr.) — Personalamt —Königs

Leitende Tätigkeit sucht erfahrene Volks­
pflegerin, staatliche Anerkennung, 8se- 
mestriges Psychologiestudium. Angeb. 
unter E 78 an die Anzeigenabteilung 
d. Verl. (15) Langensalza, Steinweg 12.

Die wichtigsten Voraussetzungen für ein gutes Arzneimittel

dr.QetfrgS&ttiiiftg
CHEM. PHARM. WERK G.M.B.H. BERLIN

Jahrzehntelange Erfahrung 

Intensive Forschungsarbeit 

Gewissenhafte Prüfung
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1 Ilabletie ber Sü&fioff=Saccbarin= 
G^Jaduttg enifpridjt ber Sü&lraft 
Dort IV2 Stüd 9Bürfel3uder, a!fo ber 
Sttenge, rote man fie 3um ©üBen 
einer grö&eren Joffe Staffee brauet. 
Unb bei Heineren Waffen? 2)a teilt 
man eben eine Jableite unb lommt 
bann aud) langer mit bem beute [0 

raren Süfeftoff aus. 
Deutle Sü&ftoff‘©efelIfii)aft 
m. 6. Berlin 2B 35
Süfjftoff ift im SRaljmen ber bisherigen 
Zuteilung nur bejdjränlt lieferbar.
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KOHLEPAPIER
Es ist aus knappen 
wertvollen Rohstoffen 
hergestellt. Werfen Sie 
also kein Blatt eher fort 
als bis seine hohe Färb- 
kraft vollständig ver­

braucht ist.

GEHA-WERKE-HANNOVER

Sblikan
TINTEN-TABLETTEN

gibt es seit 
20 Jahren

Man braucht sie nur in Wasser aufzulösen und hat 
eine gute Tinte. Später gibt es auch wieder flüssige 
Tinte zu kaufen, aber einstweilen kommt es darauf 
an, Arbeitskraft, Glas, Kohle und Fracht zu sparen.

GÜNTHER WAGNER

s
#

¥
Deutsche Heilmittel i

aus frischen | 
Pflanzen i

_ 1
Ysaifabrik Wernigerode ^5
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